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Vorwort und Benutzungshinweise

Die „Entscheidungen in Kirchensachen seit 1946“ (KirchE) wurden im Jahre 1963 von Carl Joseph Hering, damals Ordinarius für Kirchenrecht an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln, und seinem Assistenten Hubert Lentz gegründet.

Die Sammlung veröffentlicht Judikatur deutscher staatlicher Gerichte aus allen Zweigen der Rechtsprechung zum Verhältnis von Kirche und Staat und zu weiteren Problemkreisen, die durch die Relevanz religiöser Belange gekennzeichnet sind. Angesichts dieses breiten Themenkatalogs kann eine Vollständigkeit dieser Sammlung nur angestrebt werden, wenn man eine gewisse zeitliche Distanz in Kauf nimmt.

Die steigende Bedeutung religionsrechtlich relevanter Fragen in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) macht es unerlässlich, auch deren Judikatur zu berücksichtigen. Dabei werden vornehmlich solche Entscheidungen ausgewählt, die aus Verfahren in Deutschland hervorgegangen oder sonst von grundsätzlicher Bedeutung sind. Die Veröffentlichung erfolgt in einer Amtssprache oder amtlichen Übersetzung, die der Gerichtshof für die amtliche Ausgabe der jeweiligen Entscheidung verwendet hat. Ebenso bleibt die von der deutschen Praxis abweichende Form der Entscheidungen und der Abkürzungen gewahrt. Die in der Zeit von 1965 bis 2001 ergangenen Entscheidungen des EGMR und EuGH zu religionsrechtlichen Fragen sind in einem Sonderband 42 KirchE-EU (2007) dokumentiert.

In Fußnote 1 finden sich Angaben zu den Leitsätzen und Quellen in amtlichen Entscheidungssammlungen und Fachzeitschriften, ggf. auch Hinweise auf Parallelverfahren. Eine digitale Zugriffsmöglichkeit wird für BeckRS, HUDOC, juris, RWR und, soweit eine andere Veröffentlichung nicht ermittelt werden konnte, für die Justizdatenbank des betreffenden Landes nachgewiesen. Soweit ein Verfahren mit der hier abgedruckten Entscheidung nicht zum Abschluss gelangt ist, erscheint in Fußnote 1 ein Hinweis auf den weiteren Verlauf. Etwaige weitere Entscheidungen aus dem Rechtsmittelzug etc., soweit sie wesentliche Ausführungen zu religionsrechtlichen Fragen enthalten, entnehme man späteren Bänden von KirchE. Kurzgefasste Rechtsmittelentscheidungen, die sich im Wesentlichen auf ergänzende Ausführungen beschränken, werden bei der Vorinstanz in Fußnote 1 referiert.

Entscheidungen zum Sonn- und Feiertagsrecht, in denen religiöse Aspekte relevant sind, werden aus Raumgründen in der Regel nur mit einem Urteil etc. im Volltext dokumentiert; weitere einschlägige Entscheidungen im Veröffentlichungszeitraum sind dort in der Fußnote 1 nachgewiesen. Dasselbe gilt für Entscheidungen aus dem Arbeitsrecht, die – wie beispielsweise auf dem Gebiet der Eingruppierung von Dienstkräften – nur am Rande kirchentypische Merkmale aufweisen. Entscheidungen zum Asylrecht werden nur berücksichtigt, soweit sie religionsrechtliche Verhältnisse in Deutschland oder der Europäischen Union betreffen, etwa den Nachweis des Übertritts zu einer christlichen Konfession als Nachfluchtgrund. Für Erkenntnisse über die religionspolitische Lage in den Herkunftsländern, die in der Judikatur vielfach erörtert werden, stehen der Praxis anderweitige Zugänge offen.

Die Herausgeber haben die Sammlung als Judikatur-Archiv konzipiert. Für die Aufnahme einer Entscheidung ist maßgebend, ob der Verfahrensgegenstand und die religionsrechtlichen Erwägungen für Wissenschaft und Praxis von Interesse sind. Deshalb wurden zum Teil auch instanzgerichtliche Entscheidungen berücksichtigt, die im weiteren Verlauf des Verfahrens keinen Bestand hatten.

Soweit die als amtlich gekennzeichneten Leitsätze der Gerichte verwendet wurden, ist dies vermerkt. Im Übrigen wurden die Leitsätze möglichst am religionsrechtlich relevanten Inhalt der Entscheidung orientiert. Dasselbe gilt für die Fassung des Sachverhalts und der Prozessgeschichte und eine eventuelle Kürzung der Entscheidungsgründe. Der z.T. unterschiedliche Zitier- und Abkürzungsmodus ist nur angeglichen, wo Verwechslungen in Betracht kommen. Eine in der amtlichen Fassung oder bei juris benutzte Randbezifferung ist in den Entscheidungsgründen (kursiv und in eckigen Klammern) berücksichtigt. Das Abkürzungsverzeichnis wurde im Wesentlichen auf Zeitschriften beschränkt. Zur Auflösung von weiteren juristischen Abkürzungen wird auf Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 9. Aufl., Berlin 2018, verwiesen. Soweit in den Urteilen etc. auf andere Entscheidungen Bezug genommen wird, ist beim ersten Zitat eine Fundstelle in KirchE nachgewiesen. Über die in den Bänden 1–25 erschienene Judikatur informiert zusätzlich ein im Jahr 1993 erschienener Registerband.

Zugänge zur Judikatur kirchlicher Gerichte, die in dieser Sammlung schon aus Raumgründen nicht berücksichtigt werden kann, eröffnen die Rechtsprechungsbeilage zum Amtsblatt der EKD (bis 2013 jeweils Beilage zu Heft 4 eines Jahrganges), danach das elektronische Fachinformationssystem FIS zum Kirchenrecht (unter www.kirchenrecht-ekd.de Rubrik „Rechtsprechung“), und die kirchenrechtlichen Fachzeitschriften, insbesondere das „Archiv für katholisches Kirchenrecht“, „Kirche und Recht“ und die „Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht“. Im Bereich der Katholischen Kirche ist die Spruchpraxis arbeitsrechtlicher Schiedsstellen und Arbeitsgerichte, d.h. der Kirchlichen Arbeitsgerichte Erster Instanz, des Kirchlichen Arbeitsgerichtshofs und des Delegationsgerichts der Apostolischen Signatur (Tribunal Delegatum et a Supremo Signaturae Apostolicae Tribunali Constitutum), u.a. aus der Zeitschrift „Die Mitarbeitervertretung“ und der „Zeitschrift für Arbeitsrecht und Tarifpolitik in Kirche und Caritas“ sowie über die Homepage der Deutschen Bischofskonferenz zu erschließen.

Seit seiner Gründung erscheint das Werk in Zusammenarbeit mit dem Institut für Kirchenrecht und rheinische Kirchenrechtsgeschichte der Universität zu Köln und wird dort auch redaktionell betreut. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern schulden die Herausgeber für ihren Einsatz herzlichen Dank.

Den Benutzern der Sammlung sei versichert, dass die Herausgeber kritische Anmerkungen zur vorliegenden Dokumentation und Hinweise auf unveröffentlichte Entscheidungen sehr zu schätzen wissen.


	Köln, im Herbst 2019
	Stefan Muckel
	Manfred Baldus
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Das Recht auf Teilnahme an religiösen Veranstaltungen steht auch denjenigen Gefangenen zu, die zwar (noch) konfessionslos sind, aber in „suchenden Kontakt“ zu einer Religionsgemeinschaft treten wollen.

Für den Ausschluss nach § 54 Abs. 3 Halbsatz 1 StVollzG gilt eine strenge Verhältnismäßigkeitsprüfung. Bei einem – nur ausnahmsweise als ultima ratio zulässigen – dauerhaften Ausschluss wird dessen Berechtigung regelmäßig zu überprüfen sein.

Der Seelsorger ist vor einem Ausschluss anzuhören, wenn nicht besondere Ausnahmegründe vorliegen. Diese Anhörung erfordert mehr als eine bloß einseitige Information.

Art./§ 4 Abs. 1 u. 2 GG, 54 Abs. 3 StVollzG

KG Berlin, Beschluss vom 11. Januar 2016 -2 Ws 303/15 Vollz-1

Der Beschwerdeführer verbüßt in der Justizvollzugsanstalt T. eine lebenslange Freiheitsstrafe wegen Mordes. 15 Jahre werden am 28.11.2019 verbüßt sein. Der angefochtene Beschluss geht von folgendem Sachverhalt aus:

Nach einer körperlichen Auseinandersetzung zwischen dem Beschwerdeführer und einem Mitgefangenen in der Teilanstalt V im Februar 2015 und der Äußerung des Beschwerdeführers gegenüber einem Aufsicht führenden Beamten, die Bedienstete A. müsse aufpassen, wenn er, der Beschwerdeführer, herauskäme, ordnete die Justizvollzugsanstalt T. im März 2015 allgemeine Sicherungsmaßnahmen gegen den Beschwerdeführer an. Dieser erste Bescheid wurde durch den hier angefochtenen Bescheid vom 21.5.2015 aufgehoben und ersetzt. Danach wurde der Beschwerdeführer vom Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen sowie von Gemeinschaftsveranstaltungen außerhalb der Teilanstalt II ausgeschlossen. Ausdrücklich hiervon ausgenommen wurde eine seelsorgerliche Betreuung innerhalb der Teilanstalt II. Der Beschwerdeführer gibt an, einen muslimischen Hintergrund zu haben.

Mit seinem Antrag auf gerichtliche Entscheidung vom 23.6.2015 begehrte der Beschwerdeführer die Aufhebung des Bescheides vom 21.5.2015. Die Strafvollstreckungskammer (LG Berlin, Beschluss vom 28.10.2015 -591 StVK 213/15 Vollz- n.v.) hat diesen Antrag auf gerichtliche Entscheidung mit dem angefochtenen Beschluss als unbegründet zurückgewiesen.

Mit dem als Rechtsbeschwerde zu behandelnden Schreiben seines Verteidigers vom 2.12.2015 rügt der Gefangene die Verletzung materiellen Rechts. Er beantragt, den angefochtenen Beschluss aufzuheben und die Sache zur erneuten Entscheidung an eine andere Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Berlin zurückzuverweisen.

Die Rechtsbeschwerde hatte Erfolg.

Aus den Gründen:

[7] Die form- und fristgerecht eingelegte Rechtsbeschwerde (§ 118 StVollzG) ist zulässig und begründet.

[8] 1. Die Rechtsbeschwerde ist nach § 116 Abs. 1 StVollzG allerdings grundsätzlich nur dann zulässig, „wenn es geboten ist, die Nachprüfung zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu ermöglichen“.

[9] a) Über den Wortlaut des § 116 Abs. 1 StVollzG hinaus ist die Rechtsbeschwerde aber auch dann zulässig, wenn die tatsächlichen Feststellungen oder rechtlichen Erwägungen der angefochtenen Entscheidung so unzureichend sind, dass das Vorliegen der Voraussetzungen des § 116 Abs. 1 StVollzG nicht geprüft werden kann (vgl. zu diesem Zulässigkeitsgrund OLG Koblenz ZfStrVo 1993, 116; NStE Nr. 3 zu § 116 StVollzG, NStZ 1988, 480; OLG Schleswig SchlHA 2002, 180; OLG Saarbrücken ZfStrVo 2004, 119; Arloth, StVollzG 3. Aufl., § 116 Rn 4 mwN). Dies gilt jedenfalls dann, wenn das Vorliegen einer erörterungsbedürftigen Rechtsfrage naheliegt (vgl. OLG Hamm NJW 1978, 553; Senat ZfStrVo 2002, 248; Beschlüsse vom 7.11.2007 -2/5 Ws 130/06 Vollz- und 27.9.2006 -5 Ws 35/06 Vollz-) oder nicht ausgeschlossen werden kann, dass die Strafvollstreckungskammer das sachliche Recht nicht richtig angewendet hat und ihre Entscheidung darauf beruht (vgl. OLG Celle, NStZ-RR 2005, 356; OLG Frankfurt ZfStrVo 2001, 53; Senat NStZ-RR 2013, 189). So verhält es sich hier.

[10] Der Senat sieht zum wiederholten Mal Anlass, darauf hinzuweisen, dass bei der Abfassung von Beschlüssen nach § 115 Abs. 1 Satz 1 StVollzG zu beachten ist. Hiernach müssen die von den Strafvollstreckungskammern erlassenen Beschlüsse grundsätzlich den Anforderungen genügen, die § 267 StPO an die Begründung strafrechtlicher Urteile stellt (vgl. OLG Nürnberg ZfStrVo 2006, 122; OLG Celle NStZ-RR 2005, 356; OLG Frankfurt a.M. ZfStrVo 2001, 53; Senat NStZ-RR 2013, 189; Beschluss vom 6.10.2015 -2 Ws 185/15 Vollz-; Arloth, StVollzG 3. Aufl., § 115 Rn 6; Bachmann in LNNV, StVollzG 12. Aufl., Abschn. P Rn 76). Diesen Anforderungen wird der Beschluss in mehrfacher Hinsicht nicht gerecht. (wird ausgeführt)

[19] Ebenso unklar bleibt, ob in der Justizvollzugsanstalt Tegel islamische Gottesdienste, insbesondere das Freitagsgebet, nur in der Teilanstalt V oder aber auch an anderen, dem Antragsteller zugänglichen Orten angeboten werden. Dies festzustellen ist aber für die Frage, in welchem Umfang durch den Bescheid in die Rechte des Beschwerdeführers aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG eingegriffen wurde, unerlässlich (zum persönlichen Schutzbereichs dieses Grundrechts sogleich).

[20] Ebenso wenig wird mitgeteilt, wann und welcher Seelsorger vor der Entscheidung, den Beschwerdeführer vom Gottesdienst auszuschließen, „angehört“ worden ist. Dies wäre aber erforderlich gewesen, um beurteilen zu können, ob die Anstalt ihrer – jedenfalls für den Regelfall bestehenden – Pflicht aus § 54 Abs. 3 Halbsatz 2 StVollzG („soll vorher angehört werden“), nachgekommen ist. Der Hinweis im angefochtenen Beschluss, der Pflicht sei durch „die am 8.6.2015 erfolgte Information der Seelsorger“ Genüge getan (…), reicht dazu offenkundig nicht. Hinzu kommt, dass für eine – wie hier erfolgte bloße – Information die (einseitige) Weitergabe eines Umstandes genügt. Hingegen muss bei einer – wie vorliegend vorgesehenen – Anhörung dem Gegenüber zusätzlich ermöglicht werden, den eigenen Standpunkt darzulegen, um so auf eine ausstehende Entscheidung Einfluss nehmen zu können. Ob letzteres hier gewährleistet war, lässt der Beschluss aber offen.

[21] 2. Das Rechtsmittel hat mit der danach zulässig erhobenen Sachrüge auch in der Sache (vorläufigen) Erfolg. Aus den vorstehend genannten Gründen für die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde folgt sogleich ihre Begründetheit. Da die tatsächlichen Feststellungen und die rechtlichen Erwägungen in dem angefochtenen Beschluss dem Senat nicht die Prüfung erlauben, ob die Voraussetzungen des § 116 Abs. 1 StVollzG vorliegen, steht auch die Rechtsverletzung fest (vgl. Senat, Beschluss vom 14.9.2015 -2 Ws 207/15 Vollz-).

[22] Vorsorglich weist der Senat darauf hin, dass der Beschluss auch im Übrigen fehlerhaft ist. Im Einzelnen:

[23] a) Die Strafvollstreckungskammer verweist zur Begründung der Rechtmäßigkeit der Maßnahme allein auf die oben genannten Vorfälle (3) und (4) und meint, dass schon auf Grundlage dessen der Ausschluss des Gefangenen gerechtfertigt gewesen sei. Sie verhält sich hingegen in keiner Weise zu den Punkten (1) und (2), also zu der tätlichen Auseinandersetzung mit dem anderen Gefangenen und zu dem selbstschädigenden Verhalten des Beschwerdeführers, obwohl die Vollzugsbehörde ausweislich ihrer Begründung möglicherweise darin erst insgesamt ein genügendes Gefahrenpotential sah, das die getroffenen Maßnahme rechtfertigte. (wird ausgeführt)

[24] b) Ungeachtet dessen sind die Erwägungen zu (3) und (4) aber auch aus anderen Gründen rechtlich bedenklich. Denn sie lassen die nach § 261 StPO gebotene eigene Beweiswürdigung vermissen. (wird ausgeführt)

[29] d) Rechtlich fehlerhaft ist schließlich auch die Annahme des Landgerichts, dass der Beschwerdeführer in seinem Recht auf Teilnahme am Gottesdienst schon deshalb nicht verletzt sei, da er sich auf Befragen nicht eindeutig zu einer bestimmten Konfession bekannt, sondern „sich lediglich auf einen muslimischen Hintergrund“ berufen habe (…). Es trifft zwar zu, dass das Recht des Gefangenen aus § 54 Abs. 1 StVollzG auf Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen nur auf solche „seines Bekenntnisses“ beschränkt ist. Auch ist dafür die vom Gefangenen nachzuweisende formale Zugehörigkeit maßgeblich (vgl. Arloth, StVollzG 3. Aufl., § 54 Rn 2).

[30] Doch erschöpft sich darin nicht die einfachgesetzliche Umsetzung des verfassungsrechtlich verbürgten Anspruchs auf Religionsfreiheit aus Art. 4 Abs. 1, 2 GG. Denn dieses Grundrecht steht auch demjenigen zu, der ohne einer Konfession anzugehören, den „richtigen Glauben“ noch sucht und dabei in Kontakt zu einer bestehenden Glaubensgemeinschaft tritt (vgl. Laubenthal, in: LNNV, StVollzG 12. Aufl., Abschn. I Rn 28). Angesichts dessen hat ein Gefangener nach § 54 Abs. 2 StVollzG auch das Recht auf Teilnahme am Gottesdienst und an religiöse Veranstaltungen „einer anderen Religionsgemeinschaft“, sofern deren Seelsorger zustimmt. Erstere Voraussetzungen dürften hier zweifelsohne gegeben sein; indes verhält sich der angefochtene Beschluss nicht dazu, ob der zuständige Seelsorger der Teilnahme des Beschwerdeführers an religiösen Veranstaltung zugestimmt hat.

[31] Vorsorglich weist der Senat zudem auf Folgendes hin: Ein Ausschluss nach § 54 Abs. 3 Halbsatz 1 StVollzG ist nur möglich, wenn dies „aus überwiegenden Gründen der Sicherheit und Ordnung der Anstalt geboten ist“. Angesichts der besonderen Bedeutung der Religionsfreiheit aus Art. 4 Abs. 1, 2 GG gilt dafür ein strenger Maßstab (vgl. Senat Beschluss vom 27.10.1993 -5 Ws 297/93 Vollz-). Der Ausschluss kann angesichts dessen nur ultima ratio sein. Milderen Mitteln, zu der auch eine Überwachung des Gefangenen auf dem Weg zur sowie von und bei der Veranstaltung zählen kann, ist der Vorzug einzuräumen (vgl. OLG Koblenz NStZ 1987, 525). Bei einem – nur ausnahmsweise zulässigen – dauerhaften Ausschluss, wird dessen Berechtigung zudem regelmäßig zu überprüfen sein. Dabei gewinnt das Recht des Gefangenen auf Teilnahme mit zunehmender Dauer an Gewicht.
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Zum Anspruch einer marokkanischen Ehefrau auf Zahlung der restlichen Brautgabe im Falle einer sog. Handschuhehe, wenn diese Ehe in Deutschland einverständlich geschieden worden ist.

Art./§ 6, 11 Abs. 1, 14 EGBG, 138 Abs. 1 BGB

AG Lüdenscheid, Beschluss vom 13. Januar 2016 -5 F 1442/14-2

Die Beteiligten, marokkanische Staatsangehörige, heirateten am 30.8.1994 in X./Marokko; die Eheschließung wurde am 21.9.1994 in das dortige Heirats- und Scheidungsregister eingetragen.

In der im vorliegenden Verfahren übergebenen Übersetzung der Heiratsurkunde ist ausgeführt:

„Die für die Ehefrau bestimmte Mitgift wurde auf dem Betrag von 70.000 Dirham (70.000 DH) festgelegt. Der Vater der Ehefrau bestätigt den vorgenannten Ehemann, von ihm den Betrag von 40.000 Dirham (40.000 DH) erhalten zu haben. Den Restbetrag von 30.000 Dirham (30.000 DH) bleibt der Ehemann seiner Ehefrau schuldig.“

In der im Scheidungsverfahren eingereichten Übersetzung des Heiratsvertrages heißt es dazu:

„Die Mitgift beträgt 70.000 dirhams, von denen der Vater der Braut 40.000 dirhams erhalten hat. Die Restsumme geht zu Lasten des Ehemannes, der sich verpflichtet, sie auf Verlangen der Ehefrau später zu bezahlen.“

Die Ehefrau hat durch Aushändigung der Einbürgerungsurkunde am 2.7.1998 die deutsche Staatsangehörigkeit erworben.

Durch Beschluss vom 9.7.2014 -5 F 1111/12- wurde die Ehe auf den Antrag des Ehemannes mit Zustimmung der Ehefrau geschieden. Die Entscheidung ist seit 19.8.2014 rechtskräftig.

Mit Schriftsatz vom 10.7.2014 forderte die Antragstellerin den Antragsgegner unter Fristsetzung zum 24.7.2014 vergeblich zur Zahlung der restlichen 30.000 marokkanischen Dirham auf.

Diesen Betrag nebst Zinsen macht sie im vorliegenden Verfahren geltend. Der Antragsgegner vertritt die Ansicht, aufgrund der Einvernehmlichkeit der Scheidung sei er nicht mehr zur Zahlung der Brautgabe verpflichtet. Zudem sei unklar, ob eine wirksame Eheschließung vorliege. Äußerstenfalls widerspreche diese dem ordre public. Zudem sei lediglich deklaratorisch niedergelegt, dass er die restlichen 30.000,00 Dirham nicht gezahlt habe, aber auch nicht mehr zahlen solle.

Das Amtsgericht gibt dem Antrag statt.

Aus den Gründen:

[15] 1. Der (Haupt-)Antrag ist zulässig. Insbesondere darf die Antragstellerin gemäß § 244 I BGB auf Zahlung in der vereinbarten marokkanischen Währung antragen (vgl. BGH, Urteil vom 7.4. 1992 -X ZR 119/90- juris). Bei der hier gegebenen unechten Valutaschuld besteht allerdings ein Wahlrecht des Antragsgegners als Schuldner, die im Inland zu erfüllende Schuld in Euro zu tilgen. Die danach gegebenenfalls erforderliche Umrechnung erfolgt gemäß des § 244 Abs. 2 BGB nach dem im Zeitpunkt der tatsächlichen Zahlung gültigen Kurswert (BGH aaO).

[16] 2. Der Antrag ist auch begründet.

[17] Für das anzuwendende Recht ist auf Art. 14 EGBGB abzustellen. Bei dem Rechtsinstitut der Morgengabe/Brautgabe handelt es sich nach der Entscheidung des BGH vom 9.12.2009 (NJW 2010, 1528, FamRZ 2010, 533, KirchE 54, 458) um eine ehevertragliche Zusage des Ehemannes, die diesen verpflichtet, der Ehefrau den in der Zusage genannten Geldbetrag zu zahlen. Mit dieser Entscheidung hat der BGH die bis dahin in der Rechtsprechung und Literatur bestehende Unsicherheit über die Rechtsnatur der islamischen Morgengabe mit überzeugenden Gründen beseitigt, so dass dieser Ansicht auch mit der übrigen Rechtsprechung (vgl. OLG Hamm NJOZ 2013, 1006 f., KirchE 60, 5; s. auch Henrich FamRZ 2010, 537) zu folgen ist.

[18] Danach unterliegen die allgemeinen Wirkungen der Ehe dem Recht des Staates, dem beide Ehegatten angehören oder während der Ehe zuletzt angehörten, wenn einer von beiden diesem Staat noch angehört. Im Hinblick darauf, dass beide Beteiligten zum Zeitpunkt der Eheschließung und der vertraglichen Vereinbarung ausschließlich marokkanische Staatsangehörige waren und der Antragsgegner diese Staatsangehörigkeit heute noch besitzt, gilt marokkanisches Recht. Dieses nimmt die Verweisung an (vgl. Nelle in: Bergmann/Ferid/Henrich, Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht, Länderteil Marokko, S. 30).

[19] Der Anspruch der Antragstellerin gegen den Antragsgegner auf Zahlung der restlichen Brautgabe (sadaq) von 30.000 marokkanischen Dirham folgt aus Art. 84, 26 ff. des marokkanischen Familiengesetzbuches (FGB) i.V.m. der Vereinbarung der Beteiligten gemäß dem genannten Heiratsvertrag.

[20] Es kann dahingestellt bleiben, ob und gegebenenfalls welche Form die Vereinbarung zur Zahlung der Mitgift – nach dem auch insoweit maßgeblichen marokkanischen Recht (Art 11 I EGBGB) – einzuhalten hat, weil das Versprechen durch zwei Notare (Ad<o>ule) und einen Notar-Richter beurkundet worden ist und damit auch den strengsten denkbaren Anforderungen (vgl. nach deutschem Recht § 1410, § 1585c BGB) genügt.

[21] Hinsichtlich des Rechtsbindungswillens des Antragsgegners bestehen keine Bedenken, nachdem er die Vereinbarung durch Zahlung von 40.000 Dirham an den Vater der Braut vor der Eheschließung bereits teilweise erfüllt hat. Es ist nicht erkennbar, warum der restliche Anspruch erloschen oder nicht mehr durchsetzbar sein soll. Die – nicht näher begründete – Ansicht des Antragsgegners dazu erscheint abwegig.

[22] Die Vereinbarung der Brautgabe ist auch im Hinblick auf den ordre public (Art. 6 EGBGB) unproblematisch (Nelle aaO, S. 39; s.a. OLG Köln, Urteil vom 23.3. 2006 -21 UF 144/05- KirchE 48, 130, juris für das iranische Recht). Denn es kommt nicht darauf an, ob das marokkanische und das deutsche Recht auf widerstreitenden Prinzipien beruhen, sondern allein darauf, ob das konkrete Ergebnis der Anwendung des marokkanischen Rechts aus der Sicht des deutschen Rechts zu missbilligen ist (vgl. BGH, Urteil vom 6.10.2004 -XII ZR 225/01-KirchE 46, 191; OLG Köln aaO; s. auch Thorn, in: Palandt, 75. Aufl., Art. 6 EGBGB Rn 5 mwN). Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. Die Zahlung einer vertraglich vereinbarten Summe im Wert von ca. 2.808 € durch den Ehemann an die von ihm geschiedene Ehefrau führt nicht zu einem Ergebnis, das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist. Der Antragsgegner zeigt dazu konkret auch keine Aspekte auf.

[23] Insbesondere ist der Vertrag nicht nach § 138 BGB wegen Sittenwidrigkeit nichtig. Insoweit kommt nur Abs. 1 der Vorschrift zur Anwendung, da Abs. 2 ein auffälliges Missverhältnis zwischen zwei Leistungen voraussetzt und das Gericht trotz des Umstands, dass die Morgengabe auch der Erfüllung der ehelichen Pflichten der Ehefrau geschuldet sein mag, nicht von einem gegenseitigen Vertragsverhältnis ausgeht (ebenso: OLG Hamm aaO). Das Gericht vermag – zumal in Anbetracht des relativ geringen Gewichts der Zahlungsverpflichtung – jedoch keine Sittenwidrigkeit in Form einer krassen Überforderung des Schuldners festzustellen. Soweit das AG Darmstadt FamRZ 2015, 408 grundsätzlich eine andere Auffassung vertritt, ist dieser nicht zu folgen, weil dort ein überholtes Verständnis der Brautgabe zugrunde liegt. Die Morgengabe stellt nicht mehr eine reine Gegenleistung für die körperliche Hingabe der Ehefrau dar, sondern dient ihrer finanziellen Absicherung (ablehnend daher zu Recht: Henrich FamRZ 2015, 409; Nelle aaO, S. 38).

[24] Diese Beurteilung wird bestätigt durch Art. 26 FGB. Danach ist die Brautgabe dasjenige, was der Ehemann seiner Frau zuwendet, um seinen Willen zu bekunden, die Ehe zu schließen, eine stabile Familie zu gründen und die Bande der Zuneigung und des gemeinsamen Zusammenlebens der Ehegatten zu festigen. Die gesetzliche Begründung der Brautgabe beruht nicht auf deren materiellem Wert, sondern auf ihrem immateriellen symbolischen Wert. Hierdurch kommen die veränderten Beurteilungsmaßstäbe deutlich zum Ausdruck, ohne dass an dieser Stelle der maßgebende Beurteilungszeitpunkt für die Sittenwidrigkeit vertieft werden soll.

[25] Zugunsten des Antragsgegners kann auch nicht darauf abgestellt werden, die Antragstellerin verlöre den Anspruch aufgrund der Einvernehmlichkeit der Ehescheidung (so aber OLG Stuttgart -17 UF 155/08- Beschluss vom 3.11.2008, KirchE 52, 195, für das insoweit angeblich differenzierende iranische Recht, aber zeitlich deutlich vor der grundlegenden Entscheidung des BGH NJW 2010, 1528, FamRZ 2010, 533, KirchE 54, 458, s.o.). Abgesehen davon, dass die Ehe auf die Initiative des Antragsgegners als seinerzeitiger Antragsteller geschieden worden ist, was der klassische Fall für die Auszahlung der noch nicht geleisteten Brautgabe darstellt (Nelle aaO, S. 50), ergeben sich aus Art. 84, 113 ff. FGB keine Anhaltspunkte dafür, dass Ansprüche der Ehefrau im Fall ihrer Zustimmung zur Scheidung oder deren Beantragung grundsätzlich beeinträchtigt sein könnten (ebenso Nelle aaO).

[26] Schließlich kann sich der Antragsgegner auch nicht mit Erfolg auf etwaige Mängel der Eheschließung berufen (vgl. BGH aaO). Davon abgesehen stellt die in Übersetzung vorgelegte Eheurkunde, an deren Echtheit der Antragsgegner keine Zweifel geäußert hat, einen wirksamen Nachweis der Eheschließung dar, Art. 16, 50 FGB.

[27] Soweit der Antragsgegner meint, die Eheschließung der Antragstellerin durch ihren Vater als Stellvertreter widerspreche dem ordre public, teilt das Gericht diesen Standpunkt nicht. Die Wirksamkeit der Ehe richtet sich gemäß Art. 11, 13 I EGBGB wiederum nach marokkanischem Recht. Bei der Beurteilung der Wirksamkeit einer im Ausland in Abwesenheit eines Partners durch eine bevollmächtigte dritte Person geschlossenen Ehe ist zwischen einer Stellvertretung in der Erklärung und einer Stellvertretung im Willen zu unterscheiden. Bei der Stellvertretung in der Erklärung hat die Mittelsperson nur die vom Vertretenen vorgegebene Konsenserklärung vor dem Trauungsorgan abzugeben, ohne eigene Entscheidungsfreiheit über die Partnerwahl. Diese Art der Eheschließung wird als Formfrage qualifiziert (sog. Handschuhehe, BGHZ 29, 137; OLG Karlsruhe StAZ 1994, 286; OLG Hamm StAZ 1986, 134; OLG Bremen IPRspr. 1974 Nr. 51, KirchE 14, 176; MünchKomm/Coester, 3. Aufl. EGBGB Art. 13 Rn 112 mwN Fußn. 540). Sie ist nach Art. 11 I EGBGB formgültig, wenn sie entweder dem Geschäftsrecht (Heimatrecht der Verlobten gemäß Art. 13 I EGBGB) oder den Vorschriften des Ortes der Eheschließung entsprochen hat. Anders verhält es sich bei einer Stellvertretung im Willen, die dem Vertreter aufgrund umfassender Generalvollmacht auch das Recht auf Wahl des Ehepartners einräumt. Sie ist als Sachvoraussetzung nach Art. 13 I EGBGB anzuknüpfen, der auf das Heimatrecht der Verlobten verweist (BGHZ 29, 137/140 obiter; Staudinger/von Bar/Mankowski ,EGBGB, Art. 13 Rn 218 ff.; MünchKomm/Coester Art. 13, Rn 32; Palandt/Heldrich, EGBGB, 59. Aufl. Art. 13 Rn 10; Henrich, Internationales Familienrecht § 1 III 4; BayObLG, Beschluss vom 28.11.2000 -1 Z BR 59/00- juris).

[28] In Marokko entsprach die sog. Handschuhehe durch einen Bevollmächtigten islamischen und gewohnheitsrechtlichen Traditionen, sah die herrschende malekitische Rechtsschule zum Zeitpunkt der Eheschließung der Beteiligten das Erfordernis eines Ehevormundes selbst dann vor, wenn die Ehefrau volljährig war, (Nelle StAZ 2004, 253, 261) und ist sie grundsätzlich auch nach der Reform des marokkanischen Familienrechts durch das FGB im Jahr 2004 in Art. 17 FGB noch möglich. Diese Form der Eheschließung widerspricht nicht dem ordre public (BGH, Urteil vom 19.12.1958 -IV ZR 87/58- BGHZ 29, 137-148; Bayerisches Oberstes Landesgericht, aaO; Mäsch, in: Herbeger/Martinek/Rüßmann u.a., jurisPK-BGB, 7. Aufl. 2014, Art. 13 EGBGB Rn 45).

[29] Die Wirksamkeit einer solchen Handschuhehe wird in Deutschland auch dann anerkannt, wenn bei der Eheschließung keine notariell beglaubigte und den Heiratspartner genau bezeichnende Vollmacht vorlag, solange nur eine Willensvertretung, die jedenfalls dem deutschen ordre public, also den grundlegenden Gerechtigkeitsvorstellungen der deutschen Rechtsordnung (s.o.), zuwiderliefe, den Umständen nach ausgeschlossen werden kann. Eine solche Vertretung im Willen läge vor, wenn der Vertreter eine eigene Willenserklärung abgeben würde, er insbesondere über das Ob der Abgabe der Willenserklärung zu entscheiden hätte oder ihm die Auswahl des Ehegatten überlassen wäre (vgl. auch OLG Zweibrücken, Beschluss vom 8.12.2010 -3 W 175/10- juris). Anhaltspunkte für eine solche Willensvertretung fehlen hier, werden insbesondere vom Antragsgegner nicht vorgetragen. Ausreichend zum Ausschluss einer Willensvertretung ist, dass der Vertretene die Identität der Verlobten kennt und seine Vollmacht sich auf diese bestimmte, unverwechselbare Person beschränkt, so dass auszuschließen ist, dass der für einen Verlobten handelnde Vertreter jedweder anderen, zum Termin der Eheschließung erscheinenden Person das Ja–Wort des Vertretenen übermitteln würde (OLG Zweibrücken aaO). Dieses war hier gewährleistet, denn der Antragsgegner war als Verlobter identifiziert, was schon daraus folgt, dass er von der Mitgift in Höhe von insgesamt 70.000 Dirham bereits zuvor 40.000 Dirham gezahlt hatte. Anhaltspunkte dafür, dass die Antragstellerin ihrem Vater eine nicht nur auf diese eindeutig bezeichnete Person beschränkte Vollmacht erteilt hat, fehlen, werden auch von dem Antragsgegner nicht dargelegt. Unter diesen Umständen kann auch offenbleiben, ob nicht S. 2 der – unklar formulierten – Übersetzung der Heiratsurkunde (aus dem Scheidungsverfahren) so zu verstehen ist, dass die Antragstellerin (und nicht etwa die Ehefrau des Vaters) zugestimmt und gegenüber den Zeugen bestätigt hat, den Antragsgegner heiraten zu wollen.

[30] Zudem verhält sich der Antragsgegner rechtsmissbräuchlich, wenn er heute die Ungültigkeit der Ehe geltend macht, von deren Wirksamkeit er selbst jahrelang ausgegangen ist, was er abschließend besonders deutlich durch seinen Scheidungsantrag zum Ausdruck gebracht hat.
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Die Vorstandstätigkeit für einen Moscheeverein mit salafistisch-wahhabitischer Grundausrichtung ist eine Bestrebung gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne der 1. Alternative des Ausschlussgrundes in § 11 Satz 1 Nr. 1 RuStAG.

Art./§§ 20 Abs. 2 GG, 10, 11 RuStAG

OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 14.1.2016 -19 A 1214/11-3

Der im Jahre 1968 in Ahl Angad/Marokko geborene Kläger ist marokkanischer Staatsangehöriger. Er reiste am 2.9.1982 gemeinsam mit seinem jüngeren Bruder N. zu seinen Eltern in das Bundesgebiet ein. Die Beklagte erteilte ihm am 12.7.1984 eine Aufenthaltserlaubnis, die sie am 10.6.1991 unbefristet verlängerte. Im Juni 1986 erreichte er den Hauptschulabschluss nach Klasse 10. Am 25.1.1991 bestand er die Gesellenprüfung im Karosseriebauer-Handwerk.

Der Kläger heiratete im Juli 1990 in Oujda/Marokko die marokkanische Staatsangehörige L.K. Aus dieser Ehe sind die drei Söhne hervorgegangen: B. (geb. im Oktober 1992 in L1), J. (geb. im Juni 1998 in L1) und B1 (geb. im Dezember 2002 in C.). Der Sohn B. verbrachte seine Grundschulzeit von 1999 bis 2005 an der König Fahad Akademie in C.

Das Amtsgericht E. schied diese Ehe durch das sofort rechtskräftig gewordene Urteil vom 14.4.2008. Im Scheidungsantrag vom 10.12.2007 hatte der Kläger vorrangig die Feststellung beantragt, er habe die Ehe durch Verstoßung seiner Ehefrau (Talaq) nach marokkanischem Recht aufgelöst. In der Sitzung des Amtsgerichts am 14.4.2008 wiederholte er, er „spreche den Talaq hiermit auch ausdrücklich aus“. Beide Eheleute gaben an, die Ehefrau sei am 17.8.2005 mit den drei Söhnen aus der Ehewohnung ausgezogen und lebe seitdem in E. Bereits im Juli 2005 heiratete der Kläger vor einem Notar des muslimischen Rechts in Tripolis/Libyen die marokkanische Staatsangehörige U.H. Aus dieser Verbindung sind die im August 2006 in Rabat/Marokko geborene Tochter N1 und der im November 2009 geborene Sohn B2 hervorgegangen. Durch seine Geburt im Inland erwarb der Sohn B2 die deutsche Staatsangehörigkeit.

Unter dem Vorsitz des Klägers gründeten „mehrere Personen“ am 19.6.1999 in B3 den Verein „Islamisches Kulturzentrum L1“ und wählten den Kläger zu dessen 2. Vorsitzenden. Ebenfalls unter dem Vorsitz des Klägers beschloss die Mitgliederversammlung am 7.8.1999 in C1, den Vereinsnamen in „Islamische Kulturgemeinde L1“ zu ändern (§ 1 Abs. 1 der Satzung) und das Vereinsvermögen bei Wegfall des gemeinnützigen Zweckes an den Al S. Moschee e.V. M. gehen zu lassen, „zwecks Verwendung ... in besonderer Weise für die Unterstützung bedürftiger Frauen und Kinder“ (§ 10 Abs. 2 der Satzung). Das Amtsgericht L1 trug den Verein am 17.11.1999 unter seinem geänderten Namen in das Vereinsregister ein. Unter der Leitung des Klägers wählte die Mitgliederversammlung diesen am 16.2.2003 zu ihrem 1. Vorsitzenden; sein Bruder N. wurde im Amt des Kassenwarts bestätigt. Am 12.1.2007 wählte die Mitgliederversammlung einen neuen Vorstand, dem der Kläger nicht mehr angehörte. In § 10 Abs. 2 der Satzung ersetzte sie den Al S. Moschee e.V. in M. durch den „Marokkanischen Halbmond“. Nach § 2 Abs. 2 seiner Satzung ist Ziel und Zweck des Vereins die Unterstützung und Integration von Muslimen (Frauen und Männern) durch religiös-kulturelle Angebote und das Engagement für die Völkerverständigung. In den bei den Akten befindlichen Protokollen und Anwesenheitslisten der Mitgliederversammlungen sind ausschließlich männliche Mitglieder verzeichnet.

Am 27.3.2007 beantragte der Kläger seine Einbürgerung und legte eine Geburtsurkunde vom 16.1.2007 im Original nebst Übersetzung sowie Kopien seines marokkanischen Reisepasses mit unbefristeter Aufenthaltserlaubnis von 2004, einer Heiratsbescheinigung von Juli 1990 und seines Prüfungszeugnisses über die Gesellenprüfung vor. Im Formblattantrag gab er an, seit dem 17.8.2005 von seiner Ehefrau L.K. getrennt zu leben. Die Heirat mit Frau U.H. und seine Tochter N1 erwähnte er nicht. Der Formblattantrag enthielt unter Nr. 11 ein vorgedrucktes Verfassungstreuebekenntnis mit einfacher Loyalitätserklärung, die der Kläger gesondert unterschrieb.

Das Polizeipräsidium L1 wies die Beklagte auf Anfrage unter dem 21.7.2008 auf die Vorstandsangehörigkeit des Klägers im Verein „Islamische Kulturgemeinde L1 e.V./Al U1 Moschee“ hin und teilte mit, die Grundausrichtung des Vereins sei ein streng sunnitischer Islam arabischer Prägung. Man müsse davon ausgehen, dass der Kläger ideologisch der salafistisch-wahhabitischen Auslegung des Islam zuzurechnen sei, er die westlichen Staatssysteme gänzlich ablehne und die Errichtung eines weltweiten Kalifats, also eines Gottesstaates auf der Grundlage des Korans (Scharia) anstrebe. Aus dortiger Sicht erscheine es als unmöglich, dass der Kläger für die freiheitliche demokratische Grundordnung einstehe.

In einem persönlichen Gespräch bei der Beklagten am 30.9.2008 räumte der Kläger einem Aktenvermerk zufolge ein, Gründungsmitglied des Vereins „Islamische Kulturgemeinde L1 e.V.“ gewesen zu sein. Seit 2004 habe er mit dem Verein nichts mehr zu tun. Dessen Ziel sei es gewesen, für seine Mitglieder eine Möglichkeit zum Beten zu finden. Auch heute werde in dem Verein nur gebetet. Aktionen habe man zu keiner Zeit durchgeführt. Der in M. bekannte Imam I. E1 sei nur einmal Gast im Verein gewesen, habe aber nicht gepredigt. Man habe den Al S. Moschee e.V. in M. als Begünstigten eingetragen, weil eines der Vorstandsmitglieder einen Herrn E1 kenne. Über die ideologische Ausrichtung dieser Moschee sei man nicht informiert gewesen. Seinen Sohn habe er in die König Fahad Akademie geschickt, damit er arabisch lerne. Er und seine Familie hätten geplant, nach Dubai auszuwandern, um dort ein Unternehmen zu führen. Nachdem sich dies zerschlagen habe, habe er seinen zweiten Sohn auf eine deutsche Schule geschickt.

Über seine damalige Prozessbevollmächtigte ließ der Kläger ergänzen, er sei bereits seit Juni 2003 nicht mehr aktiv als Vereins- oder Vorstandsmitglied tätig gewesen. Davor habe er lediglich organisatorische Tätigkeiten wie etwa den Einkauf von Putzmitteln ausgeübt. Zu den 26 Mitgliedern des Vereins hätten auch sein 2005 verstorbener Vater und andere Rentner sowie sein Bruder N. gehört. Ihm sei es um das Beten und das Treffen von Freunden und Bekannten gegangen. Als seine engsten Freunde Familien gegründet hätten oder aus L weggezogen und nicht mehr zur Moschee gekommen seien, habe auch er seine Tätigkeiten immer mehr eingeschränkt. Derzeit gehe er nur noch unregelmäßig zum Beten in die Moschee, weil ihm seine Arbeit als Paketzusteller beim Deutschen Paketdienst ein regelmäßiges Beten am Freitag nicht erlaube. Von der behaupteten streng sunnitischen Grundausrichtung des Vereins distanziere er sich entschieden. Ihm sei auch nicht bekannt, dass andere Personen aus dem Verein dieser Richtung folgten. Als 2002 die salafistische Ausrichtung der Al S. Moschee in M. bekannt geworden sei, habe man die Satzung unverzüglich geändert.

Das frühere Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen teilte mit Schreiben vom 3.4.2009 mit, es bestätige die Einschätzung des Polizeipräsidenten L1, dass in der Al U1 Moschee in L1 salafistisch-wahhabitisches Gedankengut verbreitet werde.

Nach Anhörung lehnte die Beklagte den Einbürgerungsantrag mit Bescheid vom 9.12.2009 ab. Sie sah den Ausschlussgrund des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG als erfüllt an und bewertete die Einlassung des Klägers als unglaubhaft, er habe von einer salafistisch-wahhabitischen Grundausrichtung des Vereins nichts gewusst. Insbesondere sei der Kläger aktiv an der Entscheidung beteiligt gewesen, die Al S. Moschee in M. als Begünstigte einzusetzen. Diese Begünstigtenklausel sei auch nicht sogleich in 2002 geändert, sondern erst bei der Mitgliederversammlung am 12.1.2007 thematisiert worden. Die dort beschlossene Satzungsänderung sei zudem bis heute nicht realisiert, weil sie in der Einladung nicht angekündigt gewesen sei.

Der Kläger hat hierauf Klage erhoben und beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Ablehnungsbescheides vom 9.12.2009 zu verpflichten, ihn in den deutschen Staatsverband einzubürgern. Zur Begründung hat er u.a. geltend gemacht, die Beklagte stütze ihre Entscheidung lediglich auf Vermutungen und Unterstellungen. Konkrete grundgesetzfeindliche Äußerungen oder sonstige diesbezügliche Taten führe sie nicht auf. Auch nach ihrem Kenntnisstand gehe er schon seit mehreren Jahren nur noch zum Beten in die Moschee. Alle seine fünf Kinder hätten durch Geburt im Bundesgebiet die deutsche Staatsangehörigkeit erworben. Seine erste Ehe sei im Grunde schon seit dem Jahr 2003 zerrüttet gewesen. In dieser Zeit habe er die Beziehung mit seiner jetzigen Ehefrau aufgebaut. Erst nach Eintritt einer Schwangerschaft sei es erforderlich geworden, die nach islamischem Recht erlaubte Eheschließung nach Ortsrecht durchzuführen. Hieraus ergebe sich, dass er gerade nicht zu dem Personenkreis gehöre, der die nach der Scharia mögliche Ehe mit mehreren Frauen gleichzeitig anstrebe oder auch nur befürworte. Es sei auch nicht verwunderlich, dass er diese Ehe in seinem Einbürgerungsantrag nicht angegeben habe, da es sich eben um eine nach deutschem Recht ungültige Ehe gehandelt habe.

Die Beklagte hat ergänzend ausgeführt, ein glaubhaftes Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung könne der Kläger nicht abgeben, da dieses dem salafistisch-wahhabitischen Gedankengut des von ihm gegründeten und zeitweise geleiteten Moscheevereins widerspreche, auch wenn dieser Gewalt ablehne. Die Loyalitätserklärung des Klägers sei nicht glaubhaft, weil durch seine bigamische Eheschließung die deutsche Rechtsordnung ausgehebelt werde. Offenbar habe der Kläger die Doppelehe verschwiegen, weil ihm wohl bewusst gewesen sei, dass sie mit den deutschen Gesetzen unvereinbar ist.

Das Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen (MIK NRW) teilte mit Schreiben vom 4.1.2011 ergänzend mit, die salafistische Ideologie werde im Umfeld der Al U1 Moschee etwa durch Flyeraktionen diskutiert. Dabei ergebe sich der Eindruck, dass die Moschee-Verantwortlichen Gewalt, also Jihadismus, ablehnten. Auch die ausgewählten CDs, die in der Moschee erworben werden könnten, gäben ein salafistisches Weltbild wieder, in dem die Ausübung von Gewalt zum Sturz von unislamisch empfundenen Religionsgelehrten oder Herrschern abgelehnt werde. Sollte dieses Material die Meinung der Verantwortlichen in der Al U1 Moschee widerspiegeln, seien sie am ehesten im gemäßigten salafistischen Spektrum der Kategorie des „puristischen Salafismus“ zu verorten. Aktuelle einbürgerungsrelevante Erkenntnisse zum Moscheeverein und zur Person des Klägers lägen dort nicht vor. Eine Verbindung zur Al S. Moschee in M. sei nicht bekannt.

Mit Urteil vom 13.4.2011 (-10 K 201/10- n.v.) hat das VG Köln die Beklagte aus § 10 StAG 2005 zur Einbürgerung des Klägers verpflichtet. Bei dem Erfordernis des Verfassungstreuebekenntnisses und der Loyalitätserklärung nach § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG handele es sich allein um eine formelle Einbürgerungsvoraussetzung, bei der insbesondere die Wahrheit des Bekenntnisses nicht zu überprüfen sei. Der Ausschlussgrund verfassungsfeindlicher Bestrebungen stehe dem Anspruch nicht entgegen. Es fehle an tatsächlichen Anhaltspunkten dafür, dass Aktivitäten des „Islamische Kulturgemeinde L1 e.V.“ solche Bestrebungen darstellten. Nach der Mitteilung des zuständigen Ministeriums seien die Verantwortlichen des Vereins am ehesten dem puristischen Salafismus zuzuordnen, der durch strikte Gewaltablehnung und eine Beschränkung auf religiöse Praktiken ohne politischen Bezug gekennzeichnet sei. Die Bestimmung der Al S. Moschee in M. als Begünstigte des Vereinsvermögens sei nicht als Unterstützungshandlung zu werten.

Nach Zulassung ihrer Berufung macht die Beklagte zweitinstanzlich ergänzend geltend, das Verwaltungsgericht habe wesentliche Gesichtspunkte der Lehre des Salafismus außer Betracht gelassen. Sie verweist auf den NRW-Verfassungsschutzbericht, wonach die Grundpfeiler der salafistischen Ideologie mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung unvereinbar seien. Als Verantwortlicher der Moschee habe auch der Kläger nach den Erkenntnissen des Verfassungsschutzes salafistisches Gedankengut verbreitet. Dass die Al U1 Moschee dem gemäßigten salafistischen Spektrum zuzuordnen sei, ändere nichts an der Unvereinbarkeit mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, da auch diese Strömung die Grundlagen für das Zusammenleben in der Gesellschaft im Koran und der Scharia suche.

Die Ausländerbehörde der Beklagten lud den Kläger im April 2012 zu einer Sicherheitsbefragung ein, um das Fortbestehen der Erteilungsvoraussetzungen seiner Niederlassungserlaubnis zu überprüfen. Am 13.1.2016 übermittelte die Beklagte die Ergebnisse ihrer aktuellen elektronischen Erkenntnisabfrage betreffend den Kläger. Der Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen erklärte darin, es lägen keine Erkenntnisse vor.

Die Berufung der Beklagten hatte Erfolg. Unter Abänderung des angefochtenen Urteils wird der Kläger mit der Klage abgewiesen.

Aus den Gründen:

[28] Die Berufung der Beklagten ist, nachdem der Senat sie zugelassen hat, statthaft, im Übrigen zulässig und auch begründet. Das Verwaltungsgericht hat der Klage zu Unrecht stattgegeben. Sie ist als Verpflichtungsklage nach § 42 Abs. 1 VwGO zulässig, aber unbegründet. Der Ablehnungsbescheid der Beklagten vom 9.12.2009 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). Denn er hat keinen Einbürgerungsanspruch nach § 10 StAG.

[29] Auf diese Anspruchsgrundlage ist der Einbürgerungsantrag des Klägers beschränkt (Anspruchseinbürgerung). Nur im Grundsatz ist der Antrag eines Ausländers auf Einbürgerung in den deutschen Staatsverband sowohl im Verwaltungsverfahren als auch im gerichtlichen Verfahren unter sämtlichen denkbaren Anspruchsgrundlagen zu prüfen. (wird ausgeführt)

[33] Der Kläger hat keinen Anspruch auf Einbürgerung in den deutschen Staatsverband aus § 10 StAG. Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass er alle von seiner Verfassungstreue unabhängigen Einbürgerungsvoraussetzungen dieser Vorschrift erfüllt (A.). Seine Einbürgerung ist jedoch nach § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG ausgeschlossen (B.).

[34] A. Der Kläger erfüllt alle von seiner Verfassungstreue unabhängigen Einbürgerungsvoraussetzungen des § 10 Abs. 1 Satz 1 StAG. (wird ausgeführt)

[35] B. Der Einbürgerung des Klägers steht der Ausschlussgrund des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG entgegen, der als § 11 Satz 1 Nr. 2 StAG 2005 die Anspruchseinbürgerung nach § 10 StAG unter denselben Voraussetzungen auch schon am 27.3.2007 ausschloss. Nach dieser Vorschrift ist die Einbürgerung ausgeschlossen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass der Ausländer Bestrebungen verfolgt oder unterstützt oder verfolgt oder unterstützt hat, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben oder die durch die Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, es sei denn, der Ausländer macht glaubhaft, dass er sich von der früheren Verfolgung oder Unterstützung derartiger Bestrebungen abgewandt hat. Im Fall des Klägers rechtfertigen tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme, dass er zumindest in der Zeit zwischen 1999 und 2007 Bestrebungen verfolgt hat, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet waren (I.). Der Kläger hat auch nicht glaubhaft gemacht, dass er sich von der früheren Verfolgung dieser Bestrebungen abgewandt hat (II.).

[36] I. Mit der Gründung des Vereins „Islamische Kulturgemeinde L1 e.V.“ im Juni 1999 und dessen mehrjähriger Leitung zunächst als 2. Vorsitzender und dann ab Februar 2003 als 1. Vorsitzender hat der Kläger eine Bestrebung verfolgt, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet war, und damit die 1. Alternative des Ausschlussgrundes in § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG erfüllt.

[37] 1. Dieser Verein war jedenfalls in der Zeit, während der der Kläger ihm als Vorstandsmitglied angehörte, eine „Bestrebung“ gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne dieser Alternative. Für diesen Begriff ist auf die Legaldefinition in § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c) BVerfSchG zurückzugreifen, an die der Gesetzgeber bei der Formulierung des heute in § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG normierten Ausschlussgrundes angeknüpft hat. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG sind danach politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, der darauf gerichtet ist, die Grundprinzipien der politischen Ordnungs- und Wertvorstellungen, auf denen die Bundesrepublik Deutschland beruht, zu beeinträchtigen (BVerwG, Urteil vom 2.12.2009 -5 C 24.08- BVerwGE 135, 302, juris, Rn 15).

[39] Die Vorstandstätigkeit in einer salafistischen Organisation ist hiernach eine Bestrebung gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung. Der Salafismus ist seinem Ursprung nach eine religiös-fundamentalistische Strömung innerhalb des sunnitischen Islam, die sich am Vorbild der muslimischen „Gründerväter“, der sogenannten „frommen Altvorderen“ (arabisch „as-salaf as-salih“) orientiert. Unter dem „Salaf“ versteht sie die drei ersten Generationen von Muslimen, die nach dem Tod des Religionsbegründers und Propheten Muhammad im 7. Jahrhundert n. Chr. auf der arabischen Halbinsel, insbesondere in den Urgemeinden von Mekka und Medina, lebten und der islamischen Geschichtsschreibung zufolge entweder Muhammad persönlich kannten oder mit seinen Anhängern in direktem Kontakt standen. Nach deren Vorbild will der Salafismus das soziale, kulturelle und ökonomische Leben schriftgetreu und kompromisslos sowie in scharfer Abgrenzung zu andersdenkenden Muslimen und neueren Koraninterpretationen rückwärtsgewandt verändern. Spätere Anpassungen seiner Auslegung an veränderte gesellschaftliche und politische Umstände lehnt der Salafismus als „unislamische Neuerungen“ (arabisch „bid'a“) oder als Verfremdungen kategorisch ab. (wird weiter ausgeführt)

[41] Salafisten verstehen die islamische Religion hiernach als Ideologie und die Scharia als gottgegebenes Ordnungs- und Herrschaftssystem. Demokratie ist in ihren Augen eine falsche „Religion“. Gesetze können der salafistischen Ideologie zufolge nur von Gott kommen (Prinzip der göttlichen Souveränität) und niemals vom Volk.

[43] Dieses Grundprinzip der salafistischen Ideologie steht in einem fundamentalen Widerspruch zum Demokratieprinzip aus Art. 20 Abs. 2 GG (ebenso VG Aachen, Urteile vom 19.11.2015 -5 K 480/14- juris Rn 72, und vom 26.2.2015 -1 K 1395/14- juris Rn 46, KirchE 65, 162; VG Minden, Urteil vom 27.10.2015 -8 K 1220/15- juris Rn 29; VG Düsseldorf , Urteil vom 13.8.2015 -8 K 8778/15- S. 13 des Urteilsabdrucks, vgl. auch BVerwG, Urteil vom 14.5.2014 -6 A 3.13- NVwZ 2014, 1573, juris Rn 37, KirchE 63, 394).

[45] Danach geht alle Staatsgewalt vom Volke aus und wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. Das Demokratieprinzip ist nach § 4 Abs. 2 Buchstabe a) BVerfSchG zugleich Kernbestandteil der freiheitlichen demokratischen Grundordnung.

[46] Nach diesen Maßstäben ist auch der Verein „Islamische Kulturgemeinde L1 e.V.“ ein Personenzusammenschluss, der „Bestrebungen“ gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung verfolgt. Diesen Verein und die von ihm betriebene Al U1 Moschee in L1 stufen sowohl die L1 Polizei als auch der Verfassungsschutz des Landes Nordrhein-Westfalen als salafistische Organisationen ein, die westliche Staatssysteme ablehnen und für die Errichtung eines weltweiten Gottesstaates auf der Grundlage der Scharia eintreten, dabei aber Gewalt, also Jihadismus, ablehnen („puristischer Salafismus“). Der Verfassungsschutz stützt seine Bewertung auf Flyeraktionen im Umfeld der Moschee sowie auf CDs, die in der Moschee zum Erwerb bereitgehalten werden und die ein salafistisches Weltbild wiedergeben.

[47] Die Richtigkeit dieser Einstufung des Vereins hat der Kläger auch nicht zu entkräften versucht, etwa durch Beschreibung einer anderen, liberaleren Grundausrichtung des Vereins. Er hat sie vielmehr indirekt bestätigt, indem er in seiner Sicherheitsbefragung am 21.5.2012 angegeben hat, er sei mit den salafistisch-wahhabitischen Glaubensinhalten des Vereins „kaum“ in Berührung gekommen. In dieser Äußerung wird zunächst deutlich, dass ihm die salafistisch-wahhabitische Ausrichtung der Moschee sehr wohl bekannt war. Dies hatte er zuvor noch bestritten. In der Stellungnahme seiner damaligen Prozessbevollmächtigten vom 29.10.2008 hieß es nämlich, er distanziere sich entschieden von dieser Grundausrichtung, könne aber nicht ausschließen, dass Personen aus dem Verein dieser Richtung folgen, was ihm aber „nicht bekannt“ sei. Gegen seine Kenntnis von den Tatsachen, aus denen sich die salafistisch-wahhabitische Grundausrichtung des Vereins ergibt, spricht auch nicht seine Äußerung in der zweitinstanzlichen mündlichen Verhandlung, ihm sei erst später klar geworden, dass „das möglicherweise ein problematischer Verein war“. Hiermit bringt er sinngemäß allenfalls zum Ausdruck, dass er die im Verein vertretenen radikalen religiösen Positionen damals anders bewertet hat, was jedoch für die Einstufung des Vereins am Maßstab des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG unerheblich ist.

[48] Entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts war der Verein in dem genannten Zeitraum auch darauf gerichtet, die Grundprinzipien der politischen Ordnungs- und Wertvorstellungen zu beeinträchtigen, auf denen die Bundesrepublik Deutschland beruht. Insbesondere hat er das hierfür erforderliche Mindestmaß an Außen- und Breitenwirkung erzielt, die über den Kreis der Vereinsmitglieder hinausging. Denn der Verein betrieb die Al U1 Moschee, also einen Gebetsraum, der den Gläubigen in ihrer näheren Umgebung jedenfalls zu bestimmten Zeiten (z.B. Freitagsgebet) zur Benutzung offen stand, auch wenn nur die Vereinsmitglieder einen Schlüssel zur Moschee gehabt haben mögen. Auf eine solche Außen- und Breitenwirkung deutet weiter die Mitteilung des Verfassungsschutzes hin, dass die salafistische Ideologie „im Umfeld“ der Moschee etwa durch Flyeraktionen diskutiert werde. Auch die nach Angaben des Verfassungsschutzes in der Moschee erhältlichen CDs lassen auf eine solche beabsichtigte Breitenwirkung schließen. Der Kläger hat diese Angaben des Verfassungsschutzes auch nicht konkret bestritten, sondern lediglich dahin gewertet, dass es „wohl eher zugunsten des Klägers“ spreche, wenn in der Moschee „ein eher gemäßigter Salafismus vertreten“ werde. Diese widerspruchslose Hinnahme der Erkenntnisse des Verfassungsschutzes ist umso bemerkenswerter, als der Kläger zuvor stets entschieden bestritten hatte, dass der Verein jemals „Aktionen durchgeführt“ habe.

[49] Schließlich lässt auch das verharmlosende Eingeständnis des Klägers auf eine solche Außenwirkung schließen, der bundesweit bekannte Salafistenprediger I.E1 aus M. sei „nur einmal Gast im Verein gewesen“, habe „jedoch nicht gepredigt“. Diese weitgehend substanzlose Darstellung lässt offen, zu welchem Zweck I.E1 den Verein stattdessen besucht hat. Sie erweckt den Eindruck, als ob er anlässlich einer Versammlung von Vereinsmitgliedern ausschließlich passiv anwesend gewesen sei, ohne jedoch das Wort zu ergreifen. Diese Darstellung ist unglaubhaft, weil sie keine Erklärung dafür liefert, weshalb E1 in dem vom Kläger geleiteten L1 Verein von seinem sonst üblichen Verhaltensmuster abgewichen sein sollte. Er ist bekannt für seine bundesweite „Referententätigkeit“ im Rahmen seiner „Mobilen Islamischen Akademie“ (Eigenbezeichnung), bei der er Vorträge zu salafistischen Themen hält und seine Veranstaltungen häufig auch im Internet bewirbt (Sächsisches Staatsministerium des Innern, Sächsischer Verfassungsschutzbericht … 2014, S. 239 ff. [http://www.verfassungsschutz.sachsen.de/601.htm]).

[51] Der Senat ist davon überzeugt, dass der Kläger das damalige Verhältnis des L1 Moscheevereins zum Moscheeverein I.E1 in M. auch ganz bewusst verharmlosend darstellt. Diese Strategie lässt sich nämlich ebenso in seinen Angaben zur satzungsrechtlichen Einsetzung dieses Vereins als Begünstigter des L1 Moscheevereins feststellen. Hierzu hatte der Kläger zunächst in entsprechender Weise verharmlosend angegeben, „eines der Vorstandsmitglieder“ kenne Herrn E1, und damit offen gelassen, welches der Vorstandsmitglieder er meinte und ob er nicht womöglich sogar selbst dieses Vorstandsmitglied war. Seine spätere Ergänzung, es sei ein syrisches Vorstandsmitglied gewesen, ist in gleicher Weise ungeeignet, ein vollständiges und realistisches Bild vom Verhältnis des L1 Moscheevereins zum Moscheeverein I.E2 in M. zu liefern oder auch nur eine ergänzende Sachverhaltsermittlung in diese Richtung zu ermöglichen.

[52] 2. Im Fall des Klägers rechtfertigen tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme, dass er die Bestrebungen des Vereins gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG „verfolgt hat“. Verfolgen ist das eigene Hinwirken auf die Ziele der Bestrebung, Unterstützen hingegen ist das Mitwirken an einem fremden Hinwirken auf diese Ziele. Eine Bestrebung „verfolgt“ demnach, wer sie durch eigene Handlungen aktiv vorantreibt und dabei um die Tatsachen weiß, aus denen sich deren gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtete Zielsetzung ergibt. Namentlich erfüllt den Begriff des „Verfolgens“ derjenige, der in einer Führungsposition oder sonst an herausgehobener Stelle die Aktivitäten der Bestrebung plant, organisiert oder entscheidet (Berlit, in: Fritz/Vormeier [Hrsg.], Gemeinschaftskommentar zum Staatsangehörigkeitsrecht [GK-StAR], Stand: Aktualisierungslieferung Nr. 33, November 2015, IV-2 § 11 StAG, Rn 94.1, 95).

[54] Nach diesen Maßstäben hat der Kläger die Bestrebung des Vereins „Islamische Kulturgemeinde L1 e.V.“ von 1999 bis 2007 „verfolgt“. Er hat in dieser Zeit eine Führungsposition in diesem Verein innegehabt, welche die Leitungsfunktion kennzeichnet, die für den Begriff des Verfolgens verfassungsfeindlicher Bestrebungen maßgebend ist. Unter seiner Leitung fand im Juni 1999 die Gründungsversammlung statt. In den Folgejahren hat er den Verein als 2. Vorsitzender und als 1. Vorsitzender geleitet, insbesondere in den Mitgliederversammlungen, welche in den Verwaltungsvorgängen mit Protokollen und Teilnehmerlisten dokumentiert sind.

[55] Ebenfalls als unglaubhaft bewertet der Senat die Versuche des Klägers, auch seine eigene Rolle im Verein zu bagatellisieren. Plakatives Beispiel hierfür ist seine Behauptung, er habe „lediglich organisatorische Tätigkeiten wie z.B. de[n] Einkauf von Putzmitteln“ ausgeübt. Auch im Übrigen bleiben seine Angaben zu seiner Vorsitzendenfunktion in zentralen Punkten widersprüchlich: Einerseits behauptet er in der erwähnten Sicherheitsbefragung, „niemals Anhänger dieser Bewegung“ gewesen zu sein, „zum einen weil es niemals meiner Überzeugung entsprach und zum anderen weil ich niemals in der Gemeinschaft integriert war.“ Andererseits räumt er ein, im Februar 2003 einstimmig zum 1. Vorsitzenden des Vereins gewählt worden zu sein, was sich angesichts der objektiven Nachweise aus dem Vereinsregister und aus den Versammlungsprotokollen ohnehin nicht bestreiten lässt.

[56] 3. Der Kläger hat auch nicht glaubhaft gemacht, sich von der Verfolgung salafistisch-wahhabitischer Bestrebungen abgewandt zu haben. Das Sich-Abwenden von verfassungswidrigen Bestrebungen ist ein innerer Vorgang. Erforderlich, aber auch ausreichend ist, dass äußerlich feststellbare Umstände vorliegen, die es als wahrscheinlich erscheinen lassen, dass der Ausländer seine innere Einstellung verändert hat und daher künftig eine Verfolgung oder Unterstützung von sicherheitsgefährdenden Bestrebungen durch ihn auszuschließen ist. Der Ausländer muss in jedem Fall einräumen oder zumindest nicht bestreiten, in der Vergangenheit eine Bestrebung im Sinne des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG verfolgt oder unterstützt zu haben (BVerwG, Urteil vom 20.3.2012, aaO, Rn 47).

[58] Grundvoraussetzung des Sich-Abwendens ist hiernach die Einsicht des Ausländers in die Verfassungswidrigkeit seines bisherigen Handelns. Bereits hieran fehlt es im Fall des Klägers. Er hat vielmehr, wie bereits zitiert, in der Sicherheitsbefragung ausdrücklich erklärt, „niemals Anhänger dieser Bewegung“ gewesen zu sein, „zum einen weil es niemals meiner Überzeugung entsprach und zum anderen weil ich niemals in der Gemeinschaft integriert war.“ Zuletzt hat er in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat noch einmal bekräftigt, er habe diejenigen Glaubensinhalte, die der Verfassungsschutz dem Verein vorwerfe, „schon damals nicht vertreten“.

[59] Insbesondere vermag die von ihm behauptete Abkehr von dem Moscheeverein ab Juli 2003 nicht die Annahme zu rechtfertigen, dass er hiermit auch eine innere Abkehr von den im Verein vertretenen Grundüberzeugungen vollzogen hat. Denn er hat noch im Juli 2005 ein weiteres Indiz für sein salafistisch-wahhabitisches Islamverständnis gesetzt, indem er vor einem Notar des muslimischen Rechts eine weitere Ehe geschlossen und sodann seine erste Ehefrau nach islamischem Recht verstoßen hat (Talaq). Seinen Scheidungsantrag beim Familiengericht E. hat er zweieinhalb Jahre später vorrangig auf diese bereits erfolgte Verstoßung gestützt und in der Sitzung des Familiengerichts am 14.4.2008 wiederholt, er „spreche den Talaq hiermit auch ausdrücklich aus“. In diesem Verhalten wird erkennbar, dass er dem islamischen Recht der Scharia in einer entscheidenden persönlichen Frage den Vorrang vor dem deutschen staatlichen Recht gegeben hat. Hierbei lässt der Senat ausdrücklich offen, ob das durch Art. 6 Abs. 1 GG geschützte Prinzip der Einehe zu den grundlegenden Prinzipien gehört, die im Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des § 4 Abs. 2 BVerfSchG zusammengefasst sind (zum Meinungsstand vgl. VG Karlsruhe, Urteil vom 8.5.2013 -4 K 1419/11- VBlBW 2014, 150, juris Rn 27).

[61] Denn hier genügt die Feststellung, dass das beschriebene Verhalten des Klägers auf sein fundamentalistisches Islamverständnis hindeutet, welches der Scharia im Zweifel den Vorrang vor den Regeln des deutschen staatlichen Rechts einräumt. Nach eigenem Bekunden war dem Kläger der in seiner Zweitehe liegende Widerspruch zur deutschen Rechtsordnung auch bewusst. Denn das Verschweigen dieser Zweitehe und der daraus hervorgegangenen Tochter N1 im Einbürgerungsantrag hat er im erstinstanzlichen Klageverfahren damit zu erklären versucht, dies sei „nicht weiter verwunderlich, da es sich eben um eine nach deutschem Recht ungültige Ehe handelte“. Auch wenn diese rechtliche Bewertung wegen Art. 11 Abs. 1, 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB jedenfalls seit der Scheidung seiner ersten Ehe unzutreffend sein mag, so lässt sie doch einen Rückschluss auf die innere Einstellung des Klägers zur deutschen Rechtsordnung im Allgemeinen und zur Rolle der Frau im Besonderen zu.
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Die Erhebung von Rundfunkbeiträgen verstößt weder gegen die in Art. 4 Abs. 1 GG gewährleistete Glaubens- und Gewissensfreiheit noch das in Art. 9 EMRK verankerte Recht auf Gewissens- und Religionsfreiheit.

Verwaltungsgericht des Saarlandes, Urteil vom 25. Januar 2016 -6 K 525/15-4

Der Kläger wendet sich gegen die Erhebung von Rundfunkbeiträgen und Säumniszuschlägen durch den Beklagten.

Der Kläger war Inhaber einer Wohnung in N. Zum 1.1.2013 wurde er vom ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice des Beklagten als Wohnungsinhaber angemeldet, was ihm von diesem mit Schreiben vom 29.7.2014 unter Erläuterung seiner Beitragspflicht bestätigt wurde. Mit mehreren Schreiben zwischen September und Dezember 2014 forderte der Beitragsservice des Beklagten den Kläger erfolglos zur Zahlung der jeweils seit 1.1.2013 fälligen Rundfunkbeiträge auf; mit Schreiben vom 2.1.2015 erinnerte er hieran unter Erläuterung des weiteren Verfahrens, was wiederum erfolglos blieb.

Daraufhin setzte der Beitragsservice des Beklagten mit Bescheid vom 2.3.2015 rückständige Rundfunkbeiträge für den Zeitraum vom 1.1.2013 bis 30.11.2014 in Höhe von 413,54 € sowie einen Säumniszuschlag in Höhe von 8,00 €, d.h. insgesamt einen Betrag in Höhe von 421,54 €, gegen den Kläger fest; zugleich wies er ihn auf fällige Beiträge für den Zeitraum 12.2014 bis 2.2015 hin.

Der Kläger legte mit Schreiben vom 15.3.2015 Widerspruch gegen diesen Festsetzungsbescheid ein, wobei er unter anderem geltend machte, an den Angeboten des Beklagten kein Interesse und auch keine Anmeldung getätigt zu haben.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31.3.2015 wies der Beitragsservice des Beklagten den Widerspruch des Klägers zurück. Zur Begründung ist im Wesentlichen ausgeführt, Rechtsgrundlage der Beitragserhebung sei der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag, der durch die Zustimmung der Landesparlamente Gesetzeskraft habe. Die Pflicht zur Zahlung eines Rundfunkbeitrags im privaten Bereich für jede Wohnung sei auch verfassungsgemäß, wie näher ausgeführt wird.

Mit der hierauf erhobenen Klage macht der Kläger u.a. geltend, er lehne den Rundfunkbeitrag aus Gewissensgründen ab; ein Informationssystem, das er als nutzlos erachte, könne er nicht finanziell unterstützen. Unter Bezugnahme auf die Gewissensfreiheit (Art. 4 Abs. 1 GG) macht er insoweit geltend, die heutige Medienlandschaft sei so vielfältig, dass der Umfang des öffentlich-rechtlichen Rundfunks generell in Frage gestellt werden müsse.

Das Verwaltungsgericht weist den Kläger mit der Klage ab.

Aus den Gründen:

Die Klage, mit der der anwaltlich nicht vertretene Kläger ausweislich seiner Klarstellung in der mündlichen Verhandlung begehrt, den Festsetzungsbescheid des Beklagten vom 2.3.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.3.2015 aufzuheben, ist als Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO statthaft. (wird ausgeführt)

Die danach zulässige Klage ist allerdings unbegründet. Der angefochtene Festsetzungsbescheid des Beklagten vom 2.3.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.3.2015 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Der Beklagte hat durch seinen Beitragsservice gegenüber dem Kläger zu Recht für den Zeitraum 1.1.2013 bis 30.11.2014 rückständige Rundfunkbeiträge in Höhe von 413,54 € sowie einen Säumniszuschlag in Höhe von 8,00 €, d.h. insgesamt einen Betrag von 421,54 €, festgesetzt.

Die angefochtenen Bescheide entsprechen entgegen der Auffassung des Klägers den an sie zu stellenden formellen Anforderungen. (wird ausgeführt)

Der Festsetzungsbescheid vom 2.3.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 31.3.2015 erweist sich auch als materiell rechtmäßig.

Zunächst bestehen keine Bedenken an der grundsätzlichen Rundfunkbeitragspflicht des Klägers gegenüber dem Beklagten. Rechtsgrundlage hierfür sind die Regelungen der §§ 2 Abs. 1, 7 Abs. 1, 10 Abs. 5 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (RBStV) i.V.m. § 8 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag (RFinStV).

Soweit er den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag als verfassungswidrig ansieht, teilt die Kammer diese Auffassung nicht. Insbesondere bestehen nach ständiger Rechtsprechung der Kammer an der Verfassungsmäßigkeit der Vorschrift des § 2 Abs. 1 RBStV als Rechtsgrundlage für die Erhebung der Rundfunkbeiträge keine durchgreifenden Bedenken. Wie die Kammer bereits in ihrem grundlegenden Urteil vom 27.11.2014 -6 K 2134/13- in Übereinstimmung insbesondere mit dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof und dem Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz (vgl. BayVerfGH, Urteil vom 15.5.2014 -Vf. 8-VII-12, Vf. 24-VII-12-DVBl. 2014, 848, und VerfGH Rheinland-Pfalz, Urteil vom 13.5.2015 -VGH B 35/12-DVBl. 2014, 842) entschieden hat, handelt es sich bei dem Rundfunkbeitrag um keine Steuer, sondern um einen Beitrag im abgabenrechtlichen Sinne, dessen Regelung in die Gesetzgebungszuständigkeit des Saarlandes fällt und der zulässigerweise für die Möglichkeit, das Programmangebot des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Anspruch zu nehmen, erhoben wird. Der Gesetzgeber hat bei der Bemessung des Rundfunkbeitrags den ihm zustehenden Gestaltungsspielraum nicht überschritten und die Regelungen des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags sind auch im Übrigen mit materiellem Verfassungsrecht vereinbar (vgl. dazu eingehend VG des Saarlandes, Urteil vom 27.11.2014 -6 K 2134/13- mwN; vgl. auch Urteil der Kammer vom 28.1.2015 -6 K 1280/14-; im Ergebnis ebenso VG Stuttgart, Urteil vom 1.10.2014 -3 K 4897/13-, VG Hamburg, Urteil vom 17.7.2014 -3 K 5371/13-, VG Osnabrück, Urteil vom 1.4.2014 -1 A 182/13-, VG Freiburg, Urteil vom 2.4.2014 -2 K 1446/13- sowie VG Bremen, Urteil vom 20.12.2013 -2 K 605/13- jeweils zitiert nach juris; vgl. nunmehr auch OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 12.3.2015 -2 A 2311/14- u.a., wonach der RBStV keinen durchgreifenden europa- oder verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet.

In der Erhebung des Rundfunkbeitrags liegt keine Verletzung der allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG. (wird ausgeführt)

Eine Gewissensentscheidung im Sinne des Art. 4 Abs. 1 GG ist nach der Definition des Bundesverfassungsgerichts eine ernste, sittliche, d.h. an den Kriterien von „Gut“ und „Böse“ orientierte Entscheidung, die der Einzelne in einer bestimmten Lage als für sich bindend und unbedingt verpflichtend erfährt, so dass er gegen sie nicht ohne ernste Gewissensnot handeln könnte (vgl. BVerfG, Entscheidung vom 20.12.1960 -1 BvL 21/60-; Urteil vom 13.4.1978 -2 BvF 1/77, 2/77, 4/77, 5/77- juris).

Selbst wenn es Sendungen geben sollte, die mit dem Gewissen des Klägers nicht in Einklang stehen, würde dies der Beitragspflicht nicht entgegenstehen. Die Programmentscheidung liegt nicht im Verantwortungsbereich des Klägers. Die Gewissensfreiheit reicht aber nur so weit wie der eigene Verantwortungsbereich (vgl. Mager, in: v.Münch/König, Grundgesetzkommentar, aaO, zu Art. 4, Rn 65; BVerfG, Beschluss vom 18.4.1984 -1 BvL 43/81- juris Rn 35, und Beschluss vom 26.8.1994 -2 BvR 478/92-).

In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist bereits geklärt, dass die Pflicht zur Steuerzahlung den Schutzbereich des Grundrechts der Gewissensfreiheit nicht berührt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 26.8.1992 -2 BvR 478/92-juris, und Beschluss vom 2.6.2003 -2 BvR 1775/02- juris).

Eine Gewissensentscheidung, die beispielsweise die Organisation und Finanzierung der Verteidigung ablehnt, berührt grundsätzlich nicht die Pflicht zur Steuerzahlung. Die Steuer ist ein Finanzierungsinstrument des Staates, aus dessen Aufkommen die Staatshaushalte allgemein – ohne jede Zweckbindung – ausgestattet werden. Über die Verwendung dieser Haushaltsmittel entscheidet allein das Parlament. Durch die strikte Trennung von Steuererhebung und haushaltsrechtlicher Verwendungsentscheidung gewinnt der Staat rechtsstaatliche Distanz und Unabhängigkeit gegenüber dem ihn finanzierenden Steuerpflichtigen und ist deshalb allen Bürgern – mögen sie erhebliche Steuerleistungen erbringen oder nicht zu den Steuerzahlern gehören – in gleicher Weise verantwortlich. Andererseits nimmt er dem Steuerzahler Einflussmöglichkeit und Verantwortlichkeit gegenüber den staatlichen Ausgabeentscheidungen. Dementsprechend ist die individuelle Steuerschuld aller Steuerpflichtigen unabhängig von der zukünftigen Verwendung des Steueraufkommens, mag der Staat Verteidigungsaufgaben finanzieren oder auf sie verzichten. Auf der Grundlage dieser strikten Trennung zwischen steuerlicher Staatsfinanzierung und haushaltsrechtlicher Verwendungsentscheidung ist für den einzelnen Steuerpflichtigen weder rechtserheblich noch ersichtlich, ob seine Steuerzahlungen an die Landesfinanzbehörden, in den Bundes- oder in den Landeshaushalt fließen und für welchen konkreten Verwendungszweck innerhalb eines dieser Haushalte seine Zahlungen dienen. Die Pflicht zur Steuerzahlung lässt mithin den Schutzbereich des Grundrechts der Gewissensfreiheit im Sinne des Art. 4 Abs. 1 GG unberührt (so BVerfG, Beschluss vom 26.8.1992 -2 BvR 478/92-juris Rn 3, und Beschluss vom 2.6.2003 -2 BvR 1775/02- juris Rn 3).

Auch wenn es sich bei dem Rundfunkbeitrag nicht um eine Steuer, sondern um einen Beitrag im abgabenrechtlichen Sinne handelt, lässt sich diese Rechtsprechung auf ihn übertragen. Zwar wird der Beitrag – anders als die Steuer – zu einem konkreten Zweck, nämlich der Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, erhoben. Allerdings steht auch hier nicht fest, für welche Programme und Programminhalte der Beitrag des jeweiligen Schuldners verwendet wird. Der Beitragsschuldner, der sich auf seine Glaubens- und Gewissensfreiheit beruft, kann nicht davon ausgehen, dass sein konkreter Beitrag für Sendungen verwendet wird, deren Inhalt er aus Glaubens- oder Gewissensgründen ablehnt (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 16.11.2015 -7 A 10455/15- juris Rn 14).

Die Zahlung einer Abgabe wie des Rundfunkbeitrags als solche ist demgegenüber nicht mit der Äußerung eines weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnisses verbunden. Der Schutzbereich des Art. 4 Abs. 1 GG sowie des Art. 9 EMRK wird durch die Beitragserhebung als solche nicht tangiert (ebenso OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 12.3.2015 -2 A 2311/14- juris Rn 84 f.; vgl. auch VG Berlin, Urteil vom 22.4.2015 -27 K 310.14- juris Rn 56; VG Hamburg, Urteil vom 17.7.2014 -3 K 5371/14- juris Rn 58 f.; VG Stuttgart, Urteil vom 17.2.1999 -3 K 3215/98- VBlBW 1999, 473).

Entgegen der Auffassung des Klägers erweist sich darüber hinaus die unterschiedslose Anknüpfung der Rundfunkbeitragspflicht an die Wohnungsinhaberschaft ohne Berücksichtigung von Einkommensunterschieden sowie entsprechender Abstufung der Beitragspflicht nicht als sozial ungerecht. (wird ausgeführt)

Nachdem das Gericht von der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der Regeln über die Erhebung des Rundfunkbeitrags überzeugt ist, kommt eine Vorlage des Rechtsstreits an das Bundesverfassungsgericht gemäß Art. 100 Abs. 1 GG nicht in Betracht. (wird ausgeführt)
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Die verfassungsrechtlich gebotene Religionsfreiheit verpflichtet den Staat nicht, ein Studium, das infolge religiöser Vorgaben in seiner wissenschaftlichen Qualität gemindert ist, für den Zugang zum lehramtlichen Vorbereitungsdienst als gleichwertig geeignet anzuerkennen.

Art./§§ 7 Abs. 4 GG, 15 NW.LV, 9 Abs. 1, 10 Abs. 1, 11 Abs. 2, 14 Abs. 1 NW.LABG OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 26. Januar 2016 -14 A 2032/13-5

Der Kläger begehrt die Anerkennung eines Lehramtsstudiums und des Hochschulabschlusses in den USA als Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Haupt-und Realschulen im Land Nordrhein-Westfalen mit dem Hauptfach Englisch und dem Nebenfach Musik.

Der Beklagte holte eine Stellungnahme des Sekretariats der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland – Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) – ein, die den vom Kläger nachgewiesenen Bachelorgrad an der C-University nicht anerkannte, weil die Universität aus religiösen Gründen in den USA nicht ordnungsgemäß regional akkreditiert sei.

Mit dem angefochtenen Bescheid wies die Bezirksregierung Detmold den Antrag auf Anerkennung der in den USA abgelegten Hochschulabschlussprüfung ab. Sie erachtete die abgelegte Abschlussprüfung als nicht gleichwertig mit einer Befähigung zu einem entsprechenden Lehramt im Land Nordrhein-Westfalen. Zur Begründung war angeführt, dass der Kläger mit seiner Ausbildung in den USA die Voraussetzung für den Erwerb der Befähigung für ein Lehramt im Land Nordrhein-Westfalen nicht erbracht habe. Zwar könne eine außerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen abgelegte Lehramtsprüfung gemäß § 20 des Lehrerausbildungsgesetzes (LABG) hinsichtlich des Zugangs zu einem entsprechenden Vorbereitungsdienst nach § 5 LABG als gleichwertig geeignet im Sinne des Lehrerausbildungsgesetzes anerkannt werden. Voraussetzung für das Vorliegen der Gleichwertigkeit des Zugangs zum nordrhein-westfälischen Vorbereitungsdienst sei aber, dass es sich um eine vergleichbare Lehramtsprüfung handele. Dies sei gegeben, wenn die außerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen abgelegte Lehramtsprüfung formell bzw. rangmäßig und materiell bzw. fachinhaltlich gleichwertig mit einem hiesigen Lehramtsstudium im Sinne des Lehrerausbildungsgesetzes sei. Die C-University in den USA werde von der ZAB in Deutschland nicht als anerkannte Hochschule akzeptiert, sodass weder die Studienleistungen noch die Abschlüsse dort eine hochschulrechtliche Anerkennung erfahren könnten.

Mit seiner hierauf erhobenen Anfechtungs- und Verpflichtungsklage trägt der Kläger u.a. vor, für das Lehramt sei Staatsprüfung nicht mehr erforderlich, vielmehr reiche hierfür der Bachelor of Science aus. Die C-University sei vom Council for Higher Education Accreditation (CHEA) anerkannt; ihre Abschlüsse reichten für die Erteilung einer Lehrerlaubnis in den gesamten USA aus. Die genannte Universität besitze eine Akkreditierung des Dachverbandes Transnational Association of Christian Colleges and Schools (TRACS). Nach der Lissabonner Konvention, der die USA und Deutschland beigetreten seien, gelte für die Anerkennung von Leistungen, die in einem Vertragsstaat erbracht worden seien, hinsichtlich der Hochschulzugangsberechtigung und der Hochschulabschlüsse eine Beweislastumkehr. Da er, der Kläger, an einer Privatschule bzw. Glaubensschule unterrichten wolle, sei das dem Beklagten in § 14 LABG eingeräumte Ermessen unter Berücksichtigung des Grundrechts auf Religionsfreiheit aus Art. 4 GG auf eine Anerkennung reduziert. Im Rahmen einer breiteren Anerkennung von Religionsgemeinschaften in der Bundesrepublik, vor allem des Islam, die sich u.a. in der Gründung eigener Schulen ausdrücke, habe er, der Kläger, im Rahmen des Gleichheitsgrundsatzes ebenfalls einen Anspruch auf die Anerkennung seines in den USA erworbenen Abschlusses.

Das VG Aachen (Urteil vom 8.8.2013 -1 K 1007/11- n.v.) hat die Klage abgewiesen und folgte im Wesentlichen den Erwägungen der Verwaltungsbehörde in dem angefochtenen Bescheid.

Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung blieb ebenfalls ohne Erfolg.

Aus den Gründen:

[2] Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils des Verwaltungsgerichts (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) bestehen aus den in der Antragsbegründung aufgeführten Gründen nicht. Kein tragender Rechtssatz und keine erhebliche Tatsachenfeststellung des angegriffenen Urteils ist mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage gestellt worden.

[12] Die C-University verfügt wegen ihrer fundamentalistisch-religiösen Orientierung nicht über eine Akkreditierung der SACS, aber über eine solche der Transnational Association of Christian Colleges and Schools (TRACS). Diese Akkreditierungslage ist zwar nicht unmittelbar bindend bei der Anwendung des § 14 Abs. 1 Satz 1 LABG, denn es kommt danach auf die gleichwertige Geeignetheit der abgelegten Lehramtsprüfung an, nicht aber auf formelle Akkreditierungen. Das Fehlen einer auf wissenschaftliche Standards ausgerichteten Akkreditierung kann aber ein Indiz für fehlende gleichwertige Geeignetheit sein und ist es hier auch, wie das Verwaltungsgericht zutreffend ausgeführt hat. Der Kläger behauptet dazu, dass die C-University über eine Akkreditierung neben der von der TRACS auch über eine von der CHEA verfüge und darüber hinaus die von der TRACS von der CHEA als gleichwertig anerkannt werde. Insoweit bleibt es allerdings bei bloßen Behauptungen. Unabhängig davon steht somit die fehlende regionale Akkreditierung durch die SACS fest. Ob die Ausbildung an der C-University von namhaften europäischen Universitäten anerkannt wird, ist unerheblich für die Frage, welche wissenschaftlichen Standards das nordrheinwestfälische Lehrerausbildungsrecht verlangt.

[13] Das Fehlen der regionalen Akkreditierung und die Akkreditierung durch die TRACS beruhen darauf, dass die C-University ihren Lehrbetrieb auf der „Unfehlbarkeit der Bibel, ihre Freiheit von jeglichem Irrtum in allen Gegenständen naturwissenschaftlicher, historischer, moralischer und theologischer Art“ aufbaut. Das führt beispielsweise dazu, dass die biblische Schöpfungsgeschichte als zutreffender historischer Bericht tatsächlicher Ereignisse verstanden wird, dass also Gott das Universum einschließlich aller Lebewesen (auch des Menschen) in buchstäblich sechs Tagen erschaffen habe und dieses Ereignis wohl weniger als 10.000 Jahre zurückliege (…)

[15] Die Ausbildung der Lehrer erfolgt in der Regel an wissenschaftlichen Hochschulen (Art. 15 Satz 1 NW.LV). Mit dieser Regelung wird die Verwissenschaftlichung und Qualitätssicherung der Lehrerausbildung verfolgt (vgl. Ennuschat, in: Löwer/Tettinger, Kommentar zur Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen, Art. 15 Rn 2; Günther, in: Heusch/Schönenbroicher, Die Landesverfassung Nordrhein-Westfalen, Kommentar, Art. 15 Rn 1).

[17] Einfachrechtlich haben Zugang zum Vorbereitungsdienst gemäß §§ 9 Abs. 1, 10 Abs. 1, 11 Abs. 2 Satz 2 LABG Personen, die ein wissenschaftliches Studium mit dem Abschluss „Master of Education“ (bildungswissenschaftliche, fachwissenschaftliche und fachdidaktische Studien) absolviert haben. Konstitutives Merkmal der Wissenschaft ist der ernsthafte Versuch zur Ermittlung von Wahrheit (BVerfG, Beschluss vom 11.1.1994 -1 BvR 434/87- BVerfGE 90, 1 [12]; BVerwG, Urteil vom 31.7.2013 -6 C 9.12- BVerwGE 147, 292 Rn 23; Mager, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. VII, 3. Aufl., § 166 Rn 2 und 8; Löwer, in: Merten/Papier, Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Europa, Bd. IV, § 99 Rn 12).

[19] Wahrheit in diesem Sinne bedeutet nicht Fürwahrhalten von Tatsachen gemäß den Aussagen von Letztverbindlichkeit beanspruchenden Religionen oder Weltanschauungen, sondern die Feststellung intersubjektiv nachprüfbar ermittelter Tatsachen auf der Basis wissenschaftlicher Rationalität (vgl. Löwer, in: Merten/Papier, Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Europa, Bd. IV, § 99 Rn 12 f.; Mager, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. VII, 3. Aufl., § 166 Rn 8).

[21] Deshalb stellt es keine wissenschaftliche Betätigung dar, wenn vorgefassten Meinungen und Ergebnissen nur der Anschein wissenschaftlicher Gewinnung und Nachweislichkeit verliehen wird (BVerfG, Beschluss vom 11.1.1994 -1 BvR 434/87- BVerfGE 90, 1 [13]; BVerwG, Urteil vom 11.12.1996 -6 C 5.95-BVerwGE 102, 304 (311).

[23] Ausgehend von diesen Maßstäben beeinträchtigt eine Hochschulausbildung, die auf der oben genannten Basis unhinterfragbarer tatsächlicher Annahmen eines religiösen Textes beruht, den Wissenschaftscharakter der Ausbildung. Es kann dahinstehen, ob dieser Mangel es bereits ausschließt, eine solche Ausbildung vollständig aus dem Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG auszuschließen. Denn immerhin dürfte ein Großteil der Tätigkeit auf solcher Basis Forschender trotz der Einschränkung noch unter den Begriff der auf wissenschaftlicher Eigengesetzlichkeit beruhenden Prozesse, Verhaltensweisen und Entscheidungen beim Auffinden von Erkenntnissen, ihrer Deutung und Weitergabe fallen und damit vom Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit umfasst sein (vgl. zu diesem Schutzbereich BVerfG, Urteil vom 24.11.2010 -1 BvF 2/05- BVerfGE 128, 1 [40]).

[25] Indes geht es hier nicht um die Frage, ob die Ausbildung an der C-University noch vom weiten verfassungsrechtlichen Begriff der Wissenschaft umfasst ist, sondern darum, ob diese Ausbildung den nach dem Landesrecht geforderten wissenschaftlichen Standards der Lehrerausbildung entspricht, die nicht schon jedwede noch als wissenschaftlich im Sinne des Verfassungsrechts zu bezeichnende Ausbildung genügen lassen. Die Lehrerausbildung hat die Bedürfnisse der Schulen zu berücksichtigen und deshalb ist ein Lehrangebot zu gewährleisten, das diesem Erfordernis gerecht wird (Art. 15 Satz 2 NW.LV). Es geht um die Ausbildung von Personen, denen auch und besonders schulpflichtige Kinder und Jugendliche (Art. 8 Abs. 2 Satz 1 NW.LV, § 34 NW.SchulG) anvertraut sind, die im Rahmen des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags u.a. zur Achtung vor der Überzeugung anderer und zu selbständigem und eigenverantwortlichem Handeln erzogen werden sollen (§ 2 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 6 Nr. 1 NW.SchulG). Das erfordert eine wissenschaftliche Lehrerausbildung, die nicht von vorneherein durch unhinterfragbare tatsächliche Annahmen eines religiösen Textes wissenschaftlich gemindert ist. Das ist aber, wie ausgeführt, bei der Ausbildung an der C-University in South Carolina der Fall, so dass sie hinsichtlich des Zugangs zum Vorbereitungsdienst nicht gleichwertig geeignet ist wie ein nach Art. 15 Verf. und § 9 Abs. 1 LABG erforderlicher Studienabschluss.

[26] Zu Unrecht meint der Kläger, eine solche Auffassung verstoße gegen Art. 4 Abs. 1 GG, wonach die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses unverletzlich sind. Die Glaubensfreiheit des Klägers wird nicht verletzt. Es bleibt ihm unbenommen, auch Obskures zu glauben, solange dies mit seinen dienstlichen Verpflichtungen vereinbar ist, er also insbesondere nicht die ihm anvertrauten Kinder und Jugendlichen in seinem Privatglauben zu indoktrinieren sucht. Es geht hier nur darum, ob ein infolge religiöser Vorgaben wissenschaftlich qualitativ gemindertes Studium als ein … für den Zugang zum Vorbereitungsdienst gleichwertig geeignetes anzuerkennen ist. Es geht also nicht um die Abwehr eines Eingriffs in die Religionsfreiheit, was der Kern der grundrechtlichen Gewährleistung ist, sondern um einen aus der Religionsfreiheit abgeleiteten Anspruch auf Teilhabe an der Lehrerausbildung in Abweichung von den allgemein geltenden Ausbildungsanforderungen. Der objektiv-rechtliche Gehalt der Religionsfreiheit verpflichtet zwar den Staat auf religiös-weltanschauliche Neutralität, gebietet aber nicht, sachlich gebotene Lehrerausbildungsanforderungen zu senken (vgl. zu den Schutzdimensionen der Religionsfreiheit Morlok, in: Dreier, GG, Bd. I, 3. Aufl., Art. 4 Rn 115, 161).

[28] Da es allein um die geminderte Wissenschaftlichkeit der Ausbildung an der C-University geht, ist die Möglichkeit der Anerkennung von Ausbildungen auf religiös wertgebundener Grundlage nicht grundsätzlich ausgeschlossen.

[29] Es ist auch nicht erforderlich unter dem Gesichtspunkt, dass der Kläger lediglich beabsichtigt, an einer religiös ausgerichteten privaten Ersatzschule zu unterrichten, die zu fordernden wissenschaftlichen Standards zu senken. Auch mit dem Besuch dieser Schulen wird die Schulpflicht erfüllt. Deshalb darf die wissenschaftliche Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen (Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG). Der Verweis auf die Existenz staatlich anerkannter Schulen christlicher Ausrichtung hilft dem Kläger somit nicht weiter. Ebenfalls ohne Belang ist, dass ihm nach seinem Vortrag eine Genehmigung zur Erteilung von Unterricht an einer religiös orientierten Ersatzschule nach § 102 Abs. 2 NW.SchulG erteilt wurde. Die Voraussetzungen dafür müssen nicht identisch mit einer gleichwertig geeigneten Ausbildung sein, wie sich aus Satz 2 der Vorschrift ergibt. Im Übrigen ist die Gerichtsbarkeit nicht an die Bewertung der Behörde, die die Genehmigung erteilt hat, gebunden.

[30] Auch aus der Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG ergibt sich kein Zwang, ausländische Lehrerausbildungen geminderten wissenschaftlichen Rangs als gleichwertig geeignet anzuerkennen. Eine den Berufszugang regelnde Prüfungsschranke darf nach Art und Höhe nicht ungeeignet, unnötig oder unzumutbar sein, wobei auch ein gewisser „Überschuss“ an Ausbildungs- und Prüfungsanforderungen hinzunehmen ist (vgl. BVerfG, Beschluss vom 17.4.1991 -1 BvR 419/81 und 213/83- BVerfGE 84, 34 [45]; Beschluss vom 14.3.1989 -1 BvR 1033/82 und 174/84- BVerfGE 80, 1 (24).

[32] So zulässige Anforderungen werden mit der oben dargestellten erforderlichen wissenschaftlichen Qualität der Ausbildung nicht überschritten.

[33] Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils werden nicht deswegen geweckt, weil wegen des Fehlens eines landesrechtlichen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes die entsprechende bundesrechtliche Regelung anwendbar wäre. (wird ausgeführt)

[34] Zutreffend hat das Verwaltungsgericht einen Anspruch auf Anerkennung nach dem Übereinkommen über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region (BGBl. II 2007 S. 712) verneint. (wird ausgeführt)

[35] Soweit der Kläger die Zuständigkeit der Bezirksregierung Detmold für die Anerkennungsentscheidung in Frage stellt, begründet dies schon im Ansatz keinen Anspruch auf Anerkennung. (wird ausgeführt)

[36] Der Zulassungsgrund eines der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegenden Verfahrensmangels, auf dem die Entscheidung beruhen kann, (§ 124 Abs. 2 Nr. 5 VwGO) liegt nicht vor. (wird ausgeführt)

[38] Der Gesichtspunkt fehlender Berücksichtigung des Umstands, dass der Kläger an einer privaten religiös orientierten Schule tätig werden will, stellt keine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör dar. Der Umstand ist, wie oben ausgeführt, unerheblich.

[39] Der Gehörsanspruch ist weiter nicht deshalb verletzt, weil eine Überraschungsentscheidung vorläge. (wird ausgeführt)
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Das Verbot des Kultur- und Bildungszentrum Ingolstadt e.V. als Ersatzorganisation der verbotenen Vereinigung „Islamisches Zentrum Ingolstadt e.V.“ ist rechtmäßig.

Art./§§ 9 Abs. 2 GG, 3, 8 Abs. 1 VereinsG

BayVGH, Urteil vom 27. Januar 2016 -4 A 13.2447-6

Das Bayerische Staatsministerium des Innern stellte mit Verfügung vom 17.9.2013 fest, dass der Kläger „Kultur- und Bildungszentrum Ingolstadt e.V.“ (gegründet am 31.5.2009) kraft Gesetzes verboten sei, weil er eine Ersatzorganisation der verbotenen Vereinigung „Islamisches Zentrum Ingolstadt e.V.“, einer verbotenen Teilorganisation der mit Verfügung vom 8.12.2001 durch das Bundesministerium des Innern gemäß § 3 Abs. 1 VereinsG i.V.m. Art. 9 Abs. 2 GG und § 14 VereinsG verbotenen Vereinigung „Kalifatsstaat“ („Hilafet Devleti“) sei. Der Verein „Kultur- und Bildungszentrum Ingolstadt e.V.“ (Merkez Moschee) werde aufgelöst. Zur Begründung wurde im Wesentlichen ausgeführt, der Kläger verfolge die verfassungsfeindlichen Bestrebungen des rechtskräftig verbotenen „Kalifatsstaats“ weiter und fördere die Verbreitung der von dieser Vereinigung verfolgten Ideologie, indem an die Arbeit des als Teilorganisation des „Kalifatsstaats“ verbotenen Vereins „Islamisches Zentrum Ingolstadt e.V.“ in örtlicher, sachlicher und personeller Hinsicht angeknüpft werde. Diese Verfügung wurde am 22.10.2013 anlässlich des Vollzugs des Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschlusses des VG München vom 18.10.2013 (-M 7 E 13.4275-) ausgehändigt.

Der Kläger hat Klage erhoben mit dem Antrag, die Verfügung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 17.9.2013 aufzuheben. Er macht u.a. geltend, die Feststellung der Beklagten, der Kläger sei eine Ersatzorganisation der verbotenen Vereinigung „Islamisches Zentrum Ingolstadt e.V.“, sei unrichtig. Die Verfügung sei bereits deshalb aufzuheben, weil der Beklagte rechtswidrig auf die Anhörung des Vereins verzichtet habe. Im zentralen Hauptanliegen des Vereins – der Ausübung des Freitagsgebets im Wohngebiet Ingolstadt-Innenstadt (Merkez) – gebe es auch seitens des Beklagten nichts zu beanstanden.

Es sei nicht zu übersehen, dass kein einziger Zeuge oder Sachverständiger als Beweis benannt sei, aber pauschal auf Bücher hingewiesen werde; so als ob ein solcher Hinweis samt unbewiesener Behauptungslage ausreichend wäre, um dem Kläger verfassungsfeindliche Zielsetzungen anzulasten. Wie vordergründig und unverständig der Beklagte argumentiere, zeige sich daran, dass alles, was mit dem Begriff Djihad einhergehe, als Hinweis auf eine militärische Auseinandersetzung und diesbezügliche Aufrufe gewürdigt werde. Dabei habe es sich auch in Deutschland längst herumgesprochen, dass es sich dabei um eine Fehlinterpretation westlicher Kreise handle. „Jihad“ bedeute Anstrengung auf dem Weg zu Gott.

Der Kläger verfolge keine verfassungsfeindlichen Ziele. Schon deshalb könne es sich um keine Nachfolgeorganisation der im Jahr 2001 verbotenen Vereinigung handeln. Das geistige Werk des Cemaleddin Kaplan (gestorben 1995) sei nicht verboten worden. Bei dem Kläger könne es sich um keine Ersatzorganisation des Kalifatsstaats handeln. Im Verein gebe es eine Frauenabteilung, wo sich gläubige Frauen selbständig und unabhängig träfen und Reisen z.B. nach München und Nürnberg unternähmen. Sie gingen auswärts shoppen, ins Kino und feierten unter sich mit Musik und DJ‘s. All dies sei mit den Vorstellungen des Cemaleddin Kaplan unvereinbar und zeige, dass sich die Mitglieder nicht mehr in die extremen Schranken eines Metin Kaplan verweisen ließen. Die Tochter des in der Verfügung „angefeindeten“ S.A. studiere an der katholischen Universität Eichstätt. Daran könne man beurteilen, wie die Jugendarbeit aussehe, die man ihm anlaste. Auch bezüglich des bei ihm sichergestellten Materials aus der Zeit vor dem Verbot des Kalifatsstaats sei der Hinweis „Vorsicht Täuschung“ veranlasst, denn das Kalifat des Cemaleddin Kaplan habe mit dessen Tod geendet und noch im Verfassungsschutzbericht des Jahres 1996 sei davon ausgegangen worden, dass sich der Kalifatsstaat in der derzeitigen ersten Phase der friedlichen Verkündigung befinde.

Zahlungen leiste man in Ingolstadt nur an den eigenen Verein, um den Betrieb der Moschee zu gewährleisten. Ein Gotteshaus für Muslime in südbayerischen Stadtzentren anzumieten und zu betreiben, sei mit extremen Schwierigkeiten verbunden. Deshalb habe es sich selbstverständlich aufgedrängt, an den früheren Vermieter der „Merkez“ heranzutreten, um die verfahrensgegenständliche Gebetsstätte anzumieten. Eine Dachorganisation über dem Kläger existiere nicht. Wenn eine oder mehrere Personen sich unqualifiziert und insoweit gegen die Verfassung äußerten, liege darin noch lange keine Verfassungsfeindlichkeit, solange sich da niemand unterordnen müsse.

Die angefochtene Verfügung müsse gegenüber dem Kläger die Hürden des Art. 4 GG und des Art. 9 EMRK nehmen. Der Islam sei nicht unmoralisch. Solange niemand in „Strukturen“ hineingezwungen werde und jeder dem Kläger, wenn er zudem friedlich sei, fernbleiben dürfe, habe sich der Staat daran nicht zu stören. Die angefochtene Verfügung gebe dafür, dass sich der Kläger gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung der Bundesrepublik stelle, nichts her. Jede Glaubensregel des Islam gelte nur mit der einschränkenden Vorgabe des Koran: „In der Religion gibt es keinen Zwang.“ Man müsse nur die unerträglichen Passagen der alten Schriften der anderen Religionen zitieren und das Gute – die gute Absicht – zurückhalten, dann könne man (bei Unwissenden) alles beweisen. Die von dem Beklagten behaupteten Tatsachen, die sich auf den im Jahr 2009 gegründeten Verein bezögen und zunächst noch eines Beweises bedürften, da sie bestritten seien, soweit sie in diesem Verfahren nicht ausdrücklich zugestanden würden, seien nicht hinreichend, um daraus ein aggressiv-kämpferisches Vorgehen gegen die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik abzuleiten. Die Vorstände des Vereins und seine wahren Mitglieder stünden auf dem Boden des Grundgesetzes und seien gewaltfrei.

Die Besuche der in der Verfügung genannten Veranstaltungen seien nicht zu beanstanden. Die Fahne des Djihad sei ebenso wenig zu beanstanden wie das „Eiserne Kreuz“, welches ein christlich-kriegerisches Symbol der Deutschen sei – Deutscher Ritterorden/Freiheitskriege/Weltkriege – und das Dienstflugzeug der Bundeskanzlerin ziere. Der Besuch sei keine Vereinsveranstaltung gewesen und dem Verein nicht zuzurechnen. Strukturen unguter Art behaupte der Beklagte selbst nicht.

In Bezug auf den Kalender und die Bücher sei dem Bevollmächtigten des Klägers, aber auch verschiedenen Stellen der Justiz bekannt, dass der Beklagte im Bereich der verfassungsrelevanten Bewertung von Büchern, die sich in Händen von gläubigen Muslimen befänden, nicht über die erforderliche Sachkunde verfügte. Der angesprochene Kalender sei für gläubige Muslime erforderlich, weil darin die – ständig wechselnden – Gebetszeiten aufgelistet seien. Die darin enthaltenen Worte des verstorbenen Cemaleddin Kaplan seien oft besonders klug und sogar für Andersdenkende wertvoll und weiterbildend. Die (näher bezeichneten) sonstigen Bücher, die beanstandet würden, seien Geschichtsbücher, die die Zeit des Propheten beträfen.

Die behördliche Forderung nach pauschaler Distanzierung von der Scharia und die dahinter stehende Vorstellungswelt politischer Stellen sei verfassungswidrig. Sie griffen die Religionsfreiheit in ihrem Kernbereich an. Den Bedenken dürfte zugrunde liegen, dass einerseits in der in Deutschland veröffentlichten Meinung die Scharia als etwas dargestellt werde, wo es um Händeabhacken und Steinigen gehe, aber anderseits verkannt werde, dass selbst das Bundesverfassungsgericht Scharia-Vorschriften Verfassungsrang zuerkannt habe (Schächten von Schlachttieren).

Der Beklagte hält den Nachweis einer Ersatzorganisation für hinreichend geführt. Die in der Verbotsverfügung genannten Übersetzungen aus dem Türkischen sowie die Auslegung der vom Kläger verwendeten islamischen Begriffe und der aufgefundenen islamistischen Literatur seien von sachverständigen Mitarbeitern des Bayerischen Landesamts für Verfassungsschutz vorgenommen worden. Insbesondere bei der Auslegung des Begriffs „Jihad“ werde von Seiten des Beklagten nicht in Abrede gestellt, dass dieser u.a. „Anstrengung“ bzw. das friedliche „Erstreben eines gottgefälligen Lebens“ bedeuten könne. Der Kläger bzw. die aufgefundenen Schriften, die sich der Kläger zurechnen lassen müsse, bezögen sich jedoch gerade u.a. auf den Einsatz „des Schwertes“; zudem sei von „Bewaffnung“ und dem „Aufstellen einer Armee“ die Rede. Der Kläger verwende den Begriff „Jihad“ also mehrfach in einer gewaltbefürwortenden Auslegung. Zudem könnten auch nicht physisch gewalttätige, dem „Jihad“ zurechenbare Taten ein Bekämpfen der verfassungsmäßigen Ordnung begründen, beispielsweise das Sammeln von Geldspenden oder das Werben für den bewaffneten Kampf sowie die Unterstützung und Billigung von Gewalttaten und - tätern.

Entgegen der Klagebegründung komme es auch nicht primär darauf an, ob eine Ersatzorganisation eigene Verbotsgründe nach Art. 9 Abs. 2 GG erfülle. Vielmehr genüge der Nachweis, dass der Verein eine Ersatzorganisation eines verbotenen Vereins sei, denn die Feststellungsverfügung gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 VereinsG beschränke sich auf diesen Tatbestand. Maßgebliche Kriterien seien dabei, ob eine neu gebildete Organisation in der Art ihrer Betätigung, in der Verfolgung ihrer Ziele, nach den in ihr wirksamen Kräften, nach dem Kreis der Angesprochenen, nach der Haltung ihrer Anhänger und nach dem aus der zeitlichen Abfolge des Geschehens erkennbaren Zusammenhang dazu bestimmt sei, eine verbotene Vereinigung zu ersetzen. Im Fall des Klägers sei dies aus den in der Verbotsverfügung näher dargelegten Gründen offensichtlich. Die Verbotsverfügung richte sich von vornherein nicht gegen die islamische Religionsausübung, sondern gegen die Fortführung der verfassungswidrigen Bestrebungen einer bestandskräftig verbotenen Vereinigung („Kalifatsstaat“), die in aggressiv-kämpferischer Weise die Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zum Ziel habe bzw. gehabt habe.

Der Verwaltungsgerichtshof weist den Kläger mit der Klage ab.

Aus den Gründen:

[29] Die zulässige Klage bleibt ohne Erfolg. Die angefochtene Verfügung ist rechtmäßig und verletzt den Kläger daher nicht in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

[30] 1. Der Bescheid leidet nicht an formellen Mängeln. (wird ausgeführt)

[35] 2. Die angefochtene Feststellungsverfügung ist auch materiell rechtmäßig.

[36] a) Gemäß § 8 Abs. 1 VereinsG ist es verboten, Organisationen zu bilden, die verfassungswidrige Bestrebungen (Art. 9 Abs. 2 GG) eines nach § 3 VereinsG verbotenen Vereins an dessen Stelle weiterverfolgen (Ersatzorganisationen) oder bestehende Organisationen als Ersatzorganisationen fortzuführen. § 8 Abs. 2 Satz 1 VereinsG bestimmt, dass gegen eine Ersatzorganisation, die Verein im Sinne des Vereinsgesetzes ist, zur verwaltungsmäßigen Durchführung dieses Verbotes nur auf Grund einer besonderen Verfügung vorgegangen werden kann, in der festgestellt wird, dass sie Ersatzorganisation des verbotenen Vereins ist. Für die Ersatzorganisationen gelten die §§ 3–7 und §§ 10–13 VereinsG entsprechend (§ 8 Abs. 2 Satz 2 VereinsG). Diese Bestimmungen gelten auch für Ersatzorganisationen verbotener Ausländervereine, wenn sie deren politische Betätigung, die nach § 14 Abs. 1 VereinsG gesetzwidrig ist, weiterverfolgen (vgl. im einzelnen BVerwG, Beschluss vom 6.9.1995 -BVerwG 1 VR 2.95- Buchholz 402.45 VereinsG Nr. 23, NVwZ 1997, 68). Zur Feststellung der Eigenschaft eines Vereins als Ersatzorganisation genügt, dass er die gesetzwidrigen Bestrebungen des verbotenen Vereins weiterverfolgt. Eine Ersatzorganisation ist dadurch gekennzeichnet, dass sie „funktionell“ dasselbe will wie die zuvor verbotene Organisation. Ob eine solche vorliegt, ist u.a. anhand der in der Organisation wirksamen Kräfte, ihrer Betätigung, ihrer Ziele, den von ihr Angesprochenen und der Geschehensabläufe zwischen Verbot der Vereinigung und Bildung der neuen Organisation zu beurteilen. Dabei kommt es nicht entscheidend auf einzelne Kriterien an, vielmehr sind die Umstände in ihrer Gesamtheit zu würdigen (BVerwG, Gerichtsbescheid vom 28.10.1999 -1 A 4/98- Buchholz 402.45 VereinsG Nr. 31 mwN).

[37] b) Gegenstand der Feststellung und des ihr vorangehenden Ermittlungsverfahrens ist allein die Natur als Ersatzorganisation, so dass das Vorliegen von eigenständigen Verbotsgründen weder zu prüfen noch festzustellen ist (Roth in Schenke/Graulich/Ruthig, Sicherheitsrecht des Bundes, 2014, § 8 VereinsG Rn 25). Dementsprechend kann sich eine als Ersatzorganisation festgestellte Vereinigung im Rechtsschutzverfahren ausschließlich mit der Begründung wehren, dass sie nicht die verfassungswidrigen Bestrebungen eines nach § 3 VereinsG verbotenen Vereins an dessen Stelle weiterverfolge (vgl. Groh, Vereinsgesetz, 1. Aufl. 2012, § 8 Rn 9). Der gegenteiligen Ansicht des Bevollmächtigten des Klägers, auf die Frage der Ersatzorganisation komme es allenfalls am Rande an, entscheidend sei allein, ob die vermeintliche Ersatzorganisation selbst als verfassungsfeindlich zu bewertende Ziele verfolge, kann nicht gefolgt werden. Im Feststellungsverfahren nach § 8 VereinsG ist Prüfungsmaßstab der Verbotsbehörde lediglich der Ersatzcharakter der Organisation (Schnorr, Öffentliches Vereinsrecht, 1965, § 8 Rn 7). Es braucht somit nicht geprüft zu werden, ob die Ersatzorganisation schon für sich betrachtet den Verbotstatbestand nach § 14 VereinsG bzw. Art. 9 Abs. 2 GG erfüllt (Reichert, Handbuch des Vereins- und Verbandsrechts, 7. Aufl. 1999, Rn 3061).

[38] Aus diesem Grund war der in der mündlichen Verhandlung gestellte Beweisantrag abzulehnen. Denn er richtet sich auf die Feststellung, es lägen keine neuerlichen Verbotsgründe vor, weil die benannten Zeugen keine Bestrebungen des Klägers gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung (§ 4 Abs. 2 BVerfSchG) im Einzelnen darlegen könnten. Die Frage, ob der Verein verfassungsfeindliche Aktivitäten im Sinne des im Beweisantrag enthaltenen Fragenkatalogs entfaltet, ist indes nicht ergebnisrelevant, weil es für die Feststellung einer Ersatzorganisation, um die es vorliegend geht, nur darauf ankommt, ob der Kläger die – aufgrund des bestandskräftigen Verbots als verfassungsfeindlich anzusehenden – Aktivitäten des früheren Kalifatsstaats fortgeführt hat. Dabei ist das der Verfügung zugrunde liegende Tatsachenmaterial zu würdigen. Die in der Feststellungsverfügung vorgenommene ausführliche Gesamtwürdigung, wonach der Kläger die verfassungsfeindlichen Bestrebungen des „Islamischen Zentrum Ingolstadt e.V.“ als Teilorganisation des „Kalifatsstaats“ fortführt, kann nicht mit der pauschalen Behauptung in Zweifel gezogen werden, ein aktives finales Bekämpfen der freiheitlich demokratischen Grundordnung sei nicht ersichtlich und die vom Beklagten dargelegte Tatsachengrundlage nicht hinreichend, um daraus ein aggressiv-kämpferisches Vorgehen gegen die verfassungsmäßige Ordnung abzuleiten. Damit wird nur offenbar, dass der Kläger das Verbot des „Kalifatsstaats“ und seiner Teilorganisationen nicht akzeptiert und sich mit der dieses bestätigenden Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 27.11.2002 -6 A 4/02-NVwZ 2003, 986; KirchE 41, 189), insbesondere mit den dortigen Ausführungen, dass sich der „Kalifatsstaat“ und seine Teilorganisationen gegen die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutschland richten (aaO Rn 41 ff.), nicht auseinandergesetzt hat. Die Feststellung des Bundesverwaltungsgerichts, der „Kalifatsstaat“ verfolge in kämpferisch-aggressiver Weise das Ziel, die verfassungsmäßige Ordnung des Grundgesetzes insbesondere dadurch zu untergraben, dass er die durch Art. 79 Abs. 3 GG geschützten Grundsätze der Demokratie und des Rechtsstaats notfalls gewaltsam auch in Deutschland durch eine mit diesen Grundsätzen unvereinbare staatliche Herrschaftsordnung zu ersetzen suche, hat auch das Bundesverfassungsgericht jedenfalls im Ergebnis für unbedenklich gehalten (BVerfG, Beschluss vom 2.10.2003 -1 BvR 536/03- NJW 2004, 47; Kirche 44, 247). Die Beschwerde des Kalifatsstaats vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ist für unzulässig erklärt worden (Entscheidung vom 11.12.2006 -Nr. 13828/04- EuGRZ 2007, 543).

[39] Für den Einwand, der Kläger verfolge im Jahr 2013 keine verfassungsfeindlichen Ziele, das geistige Werk des 1995 verstorbenen Cemaleddin Kaplan sei am 8.12.2001 nicht verboten worden und sei nicht zu verbieten, gilt das vorstehend Ausgeführte entsprechend.
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